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A. Problem 

Der Bundesminister der Finanzen hat gemäß Artikel 1 14 Abs. 1 des 
Grundgesetzes und § 1 14 Abs. 1 der Bundeshaushaltsordnung die 
Haushalts- und Vermögensrechnung des Bundes für das Haus- 
haltsjahr 1989 vorgelegt und gebeten, eine Entscheidung des 
Deutschen Bundestages über die Entlastung der Bundesregierung 
herbeizuführen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Rechnung sowie die Wirtschaft- 
lichkeit und Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschafts- 
führung gemäß Artikel 114 Abs. 2 des Grundgesetzes und § 97 
Abs. 1 der Bundeshaushaltsordnung geprüft und seine Bemerkun- 
gen 1991 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung (einschließlich 
der Bemerkungen zur Jahresrechnung des Bundes 1989) dem 
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Deutschen Bundestag, dem Bundesrat und der Bundesregierung 
zugeleitet. 


B. Lösung 

Der Bundesregierung wird gemäß Artikel 114 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes in Verbindung mit § 1 14 der Bundeshaushaltsordnung für 
das Haushaltsjahr 1989 Entlastung erteilt. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, den Feststellungen und 
Bemerkungen des Haushaltsausschusses Rechnung zu tragen, 
unter Berücksichtigung der Bemerkungen des Ausschusses Maß- 
nahmen zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung in 
die Wege zu leiten, die Beanstandungen der Handlungsweise 
einzelner Bediensteter diesen zur künftigen Beachtung zur Kennt- 
nis zu bringen und die Durchführung der gebotenen Maßnahmen 
zu überwachen. 

Der Ausschuß spricht erneut die Erwartung aus, daß die Bundes- 
minister und alle anderen Adressaten der Beschlüsse die Berichts- 
pflichten des Ausschusses fristgerecht erfüllen, um eine zeitnahe 
Verwertung der Ergebnisse in den Haushaltsberatungen zu 
ermöglichen. 

Der Bundesrechnungshof und die zuständigen Bundesminister 
werden gebeten, den Haushaltsausschuß und die zuständigen 
Fachausschüsse laufend über Prüfungsergebnisse zu unterrichten, 
die zu Empfehlungen für gesetzgeberische Maßnahmen geführt 
haben und für anstehende Gesetzesvorhaben von Bedeutung 
sind. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundesregierung wird gemäß Artikel 114 des Grundgeset- 
zes in Verbindung mit § 114 der Bundeshaushaltsordnung für 
das Haushaltsjahr 1989 aufgrund der Bundeshaushaltsrech- 
nung (einschließlich der Bundesvermögensrechnung) — Son- 
derdruck zur Drucksache 12/8 — und den dazu vorliegenden 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 1991 — Drucksache 
12/1150 — Entlastung erteilt. 

Die Entlastung des Haushaltsjahres 1989 umfaßt auch die 
Rechnung der Sondervermögen des Bundes, für die kein abwei- 
chendes Entlastungsverfahren vorgesehen ist. 

Der Beschluß des Bundesrates zur Entlastung der Bundesregie- 
rung wegen der Haushaltsrechnung und Vermögensrechnung 
des Bundes für das Haushaltsjahr 1989 (Jahresrechnung 1989) 
— BR-Drucksache 520/91 wurde bei der Beratung der Bemer- 
kungen berücksichtigt (§ 114 Abs. 2 BHO). 

2. Die Vierteljahresübersichten zu den über- und außerplanmäßi- 
gen Ausgaben im Haushaltsjahr 1989 — Drucksachen 11/4601, 
1 1/5046, 1 1/5790, 1 1/6520 — werden aufgrund der Beratungen 
für erledigt erklärt. 

3. a) Die Bundesregierung wird auf gef ordert, bei der Aufstellung 

und Ausführung der Bundeshaushaltspläne den Feststellun- 
gen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses (Anlage) 
Rechnung zu tragen. 

b) Der Bundesminister der Finanzen wird aufgefordert, dafür 
Sorge zu tragen, daß den Feststellungen des Haushaltsaus- 
schusses (Anlage) entsprochen wird und Maßnahmen unter 
Berücksichtigung der Bemerkungen des Haushaltsausschus- 
ses (Anlage) zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit in die 
Wege geleitet werden. 

c) Die Bundesminister werden aufgefordert, die Beanstandun- 
gen der Handlungsweise einzelner Bediensteter diesen zur 
künftigen Beachtung zur Kenntnis zu bringen und die 
Durchführung der gebotenen Maßnahmen unter Beachtung 
der Einzelbemerkungen des Haushaltsausschusses (Anlage) 
zu überwachen. 


Bonn, den 17. Juni 1992 


Der Haushaltsausschuß 

Rudi Walther (Zierenberg) Carl-Ludwig Thiele Karl Deres 

Vorsitzender Jahresberichterstatter Vorsitzender 

des Rechnungsprüfungsausschusses 
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Zu Bemerkung Nummer 1 

Vorbemerkung 

1. Der Ausschuß ließ sich ausführlich über die Prü- 
fungstätigkeit des Bundesrechnungshofes bei in- 
ternationalen Organisationen und in den neuen 
Bundesländern unterrichten. 

2. Die Vorbemerkung wurde zustimmend zur Kennt- 
nis genommen. 


Zu Bemerkung Nummer 2 

Feststellungen zur Haushalts- 
und Vermögensrechnung des Bundes 
für das Haushaltsjahr 1989 

1 . Kritisch setzte sich der Ausschuß mit den nicht vom 
Bundesminister der Finanzen genehmigten über- 
planmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben 
auseinander. Der Ausschuß hat es für möglich und 
sinnvoll erachtet, bei künftigen Verstößen die 
nichtgenehmigten Ausgaben im Rahmen des näch- 
sten Haushalts in Abzug zu bringen. 

Ausführlich befaßte sich der Ausschuß mit der 
Verschuldung der Sondervermögen und der Höhe 
der Staatsverschuldung. 

2. Die Bemerkung des Bundesrechnungshofs wurde 
zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Besondere Prüfergebnisse 

Auswärtiges Amt — 

Einzelplan 05 

Zu Prüfbemerkung Nummer 3 

Reisetage zum Heimaturlaub 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
die Beamten des Auswärtigen Amtes auch dann 
zusätzliche Reisetage erhalten, wenn ihr ausländi- 
scher Dienstort weniger als 750 km von Bonn 
entfernt ist. Er hält die Gewährung von Reisetagen 
nur für zulässig, wenn die Bediensteten den Nach- 
weis erbringen, daß sie das Auswärtige Amt aufge- 
sucht haben. 

2. Der Bundesminister hat dargelegt, er habe nach 
den Vorgaben des Parlamentes auf den tatsächli- 
chen Zeitaufwand abstellen müssen. Deshalb sei 
das Auswärtige Amt verpflichtet gewesen, auch für 
Städte innerhalb der 750-km-Zone Reisetage zu 
gewähren. 

Der Bundesminister hat zudem darauf hingewie- 
sen, daß es einen erheblichen Verwaltungsauf- 
wand bedeuten würde, wenn er in jedem Einzelfall 
überprüfen müßte, ob seine Mitarbeiter im Zusam- 
menhang mit gewährten Reisetagen das Auswär- 
tige Amt aufgesucht haben. 


Der Minister hat sich jedoch bereit erklärt, die 
Richtlinien so zu ändern, daß er von seinen Mitar- 
beitern erwartet, daß sie bei Anspruchnahme von 
Reisetagen im Auswärtigen Amt vorsprechen. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung und eine vom 
Bundesminister vorgelegte Liste über die Höhe der 
Sonderurlaubstage zustimmend zur Kenntnis ge- 
nommen. Er ist der Auffassung, daß die Gewäh- 
rung von Reisetagen im Zusammenhang mit der 
Vorsprache der Bediensteten im Auswärtigen Amt 
zu sehen ist und daß der Minister entsprechend 
seiner Zusage dies durch eine einfache, unbüro- 
kratische Regelung sicherstellen sollte. 


Bundesminister des Innern — 

Einzelplan 06 

Zu Prüfbemerkung Nummer 4 

Sportförderung 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
der Bundesminister des Innern dem NOK zu hohe 
Zuwendungen bewilligt hatte. Nach Feststellung 
des Bundesrechnungshofes hätte der Minister 
einen um 800 000 DM geringeren Zuschuß gezahlt, 
wenn Rücklagen und Einnahme Situation des NOK 
sachgerecht bewertet worden wären. 

Außerdem hatte der Bundesrechnungshof festge- 
stellt, daß weitere 650 000 DM dem NOK nur 
deshalb gezahlt worden waren, weil es eigene 
Einnahmen nicht angegeben hatte. 

2. Der Bundesminister hat vorgebracht, sein Verhal- 
ten sei rechtmäßig gewesen. 

a) Um das NOK nicht in eine institutionelle Abhän- 
gigkeit vom Bund geraten zu lassen, habe er zu 
Recht das 2fache der durchschnittlichen Jahres- 
ausgaben des NOK als angemessene Rücklage 
angesehen. Er hat sich jedoch bereit erklärt, 
künftig nur das l,5fache der Jahresausgaben als 
Rücklage zugrunde zu legen. 

b) Die Erstattungen des IOC an das NOK habe der 
BMI bei seiner Finanzhilfe nicht berücksichti- 
gen müssen, da es sich um zweckgebundene 
Zuweisungen gehandelt habe. Der BMI hat 
jedoch zugestanden, daß er diese Zahlungen 
hätte berücksichtigen können. 

Der BMI leitet daraus her, daß er die Finanzhilfe 
in Höhe von 650 000 DM nicht zurückfordern 
muß, daß er diesen Betrag aber künftig in Abzug 
bringen kann. 

3. Der Ausschuß hat auf das gesetzlich vorgeschrie- 
bene Subsidiaritätsprinzip im Bereich der Zuwen- 
dungen hingewiesen. Er hat die Auffassung vertre- 
ten, daß zweckgebundene Zuweisungen des IOC 
an das NOK bei den Zahlungen des BMI zu 
berücksichtigen sind. Der Ausschuß hat eine Rück- 
forderung der nach Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes zu Unrecht gewährten 650 000 DM 
abgelehnt, jedoch den Minister verpflichtet, diesen 
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Betrag bei künftigen Zuwendungen in Ansatz zu 

bringen. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt die Bemerkung zustim- 
mend zur Kenntnis. 

b) Bezüglich der nicht offengelegten Einnahmen 
von 650 000 DM von seiten des IOC im Jahre 
1988 erwartet der Ausschuß, daß diese Summe 
als „ sonstige Einnahme " des NOK für die Finan- 
zierung der Entsendungskosten für die Olympi- 
schen Spiele 1992 berücksichtigt wird. 

c) Der Ausschuß geht weiterhin davon aus, daß 
auch in Zukunft die Einnahmen aus der Abtre- 
tung von Vermarktungs- und Fernsehrechten an 
das IOC berücksichtigt werden. Er erwartet, daß 
der Bundesminister bei künftigen Zuwendun- 
gen die Leistungsfähigkeit des NOK angemes- 
sen berücksichtigt, die vom Bundesrechnungs- 
hof aufgestellten Grundsätze beachtet und bei 
der Festsetzung der Zuwendung an das NOK 
eine Finanzreserve in Höhe von höchstens des 
1 l/2fachen der laufenden Jahresausgaben zu- 
grunde legt. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 5 

Dienstpostenbewertungen und Beförderungen 
in der Bundesverwaltung 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte die Auffassung ver- 
treten, daß die Dienstpostenbewertung den beam- 
ten- und besoldungsrechtlichen Vorschriften nicht 
gerecht wird, daß die Dienstposten von Beamten 
zudem nicht nachvollziehbar bewertet werden. 

Außerdem hatte der Bundesrechnungshof bean- 
standet, daß Beamte unmittelbar vor ihrer Verset- 
zung in den vorzeitigen Ruhestand versorgungs- 
wirksam befördert wurden. 

2. Der Bundesminister des Innern hat zugestanden, 
daß in gewissem Umfang ein Widerspruch zwi- 
schen Rechtslage und Praxis besteht. Zugleich hat 
er betont, daß auf das praktizierte Verfahren nicht 
verzichtet werden kann. 

3 . Der Ausschuß hat die Auffassung vertreten, daß ein 
gewisser Widerspruch zwischen Rechtslage und 
Praxis besteht. 

Gleichzeitig wurde festgestellt, 

— daß der Ersatz des geltenden Systems durch 
eine analytische Stellenbewertung nicht mög- 
lich ist, 

— daß die analytische Stellenbewertung zu erheb- 
lichen Personalmehrkosten führen würde, 

— daß sie die Flexibilität der Verwaltung beseiti- 
gen würde. 

Der Ausschuß hat daher die Auffassung vertreten, 
daß es zum heutigen Verfahren keine praktikable 


Alternative gibt. Kritisch wurde ledigüch die Schaf- 
fung neuer B6/B9-Funktionen ohne vorherige 
haushaltsrechtliche Bewilligung der entsprechen- 
den Stellen beurteilt. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt die Bemerkung im Grund- 
satz zustimmend zur Kenntnis. 

b) Der Ausschuß stellt fest, daß in der Praxis der 
vergangenen Jahrzehnte der Grundsatz der 
funktionsgerechten Besoldung (vgl. § 18 Bun- 
desbesoldungsgesetz) aus verschiedenen Grün- 
den bisher nicht durch Funktionszuweisungs- 
verordnungen und — insbesondere bei den 
obersten Bundesbehörden — durch die verbind- 
liche Festlegung eines analytischen Dienstpo- 
stenbewertungssystems konkretisiert worden 
ist. 

c) Der Ausschuß fordert daher den Bundesminister 
des Innern auf, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen zu prüfen, inwie- 
weit eine Änderung besoldungsrechtlicher Vor- 
schriften aufgrund der bisherigen Erfahrungen 
erforderlich ist, und darüber bis 31. Dezember 
1994 in Abstimmung mit dem Bundesrech- 
nungshof zu berichten. 

d) Außerdem sollten Beförderungen von Beamten 
kurz vor der Versetzung in den vorzeitigen 
Ruhestand unterlassen werden. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 6 

Anwendung der Funktionsgruppenverordnung 

in der Bundesverwaltung 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
die Funktionsgruppen-Planstellen der Funktions- 
gruppenverordnung nicht immer zweckentspre- 
chend verwendet werden. 

2. Die Bundesminister haben die auf gezeigten Män- 
gel überwiegend anerkannt und Abhilfe zuge- 
sagt. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung des Bundesrech- 
nungshofes zustimmend zur Kenntnis genommen. 
Der BMI wird den Ausschuß über seine Maßnah- 
men unterrichten. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 7 

Freistellung von der Arbeit 

aus persönlichen Gründen 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
den Beamten in einigen Ressorts Sonderurlaubs- 
tage zu großzügig gewährt werden. 

2. Der Bundesminister des Innern hat die Vorwürfe 
anerkannt. Er hat die Ministerien von der Bean- 
standung des Bundesrechnungshofes durch zwei 
Rundschreiben informiert. 
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3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 8 


Organisation und Projektabwicklung 
in der Datenverarbeitung 
des Bundeskriminalamtes 

1. Der Bundesrechnungshof hatte Mängel bei der 
Organisation und Projektentwicklung der Daten- 
verarbeitung des Bundeskriminalamtes festge- 
stellt. 

2. Der Bundesminister des Innern hat die Mängel 
zugestanden. Als Ursache hat er Personalengpässe 
angeführt, die vor allem darauf beruhten, daß die 
Wirtschaft in diesem Bereich bessere Gehälter 
zahlen könne als der öffentliche Dienst. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, die eingeleiteten Maßnahmen zügig 
und entsprechend den Empfehlungen des Bundes- 
rechnungshofes umzusetzen und die strukturellen 
Probleme des DV-Bereichs des Bundeskriminal- 
amtes zu lösen. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 9 


Objekt- und Zugangssicherung 

des Rechenzentrums 

des Statistischen Bundesamtes 

1. Der Bundesrechnungshof hatte darauf hingewie- 
sen, daß sich die Sicherheitseinrichtungen des 
Statistischen Bundesamtes aufgrund einer sehr 
hohen Zahl von Fehlalarmen als wenig brauchbar 
erwiesen haben. 

2. Der Bundesminister des Innern hat die vom Bun- 
desrechnungshof vorgebrachten Mängel aner- 
kannt. 

3. Der Ausschuß hat daraufhin folgenden Beschluß 
gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt die Bemerkung zustim- 
mend zur Kenntnis. 

b) Er fordert den Bundesminister auf zu prüfen, ob 
der Sicherungsaufwand in der gegenwärtigen 
Form noch erforderlich ist, und den Aufwand 
gegebenenfalls zu vermindern. Die hohe Fehl- 
alarmrate sollte gesenkt und die Wirksamkeit 
des Objektschutz- und des Zugangskontrollsy- 
stems gesteigert werden. 

c) Über das Ergebnis der Maßnahmen ist dem 
Ausschuß bis zum 1. Oktober 1992 zu berichten. 


Bundesminister der Finanzen — 

Einzelplan 08 

Zu Prüfbemerkung Nummer 10 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen gemäß § 7 BHO 

als Planungsinstrument in der Bundesverwaltung 

1. Der Bundesrechnungshof hatte die Wirtschaftlich- 
keitsuntersuchungen der Verwaltung geprüft und 
dabei festgestellt, daß die Bestimmung des § 7 BHO 
von den Ressorts selten beachtet wird. Er hatte dem 
Bundesminister der Finanzen Vorschläge zur Ver- 
besserung gemacht. 

2. Der Bundesminister der Finanzen hat zugestanden, 
daß in den meisten Fällen weder Nutzen-Kosten- 
Untersuchungen noch vergleichbare Verfahren 
angewandt werden. Er hat auf den hohen Zeit- 
druck hingewiesen, unter dem die meisten Ressorts 
stehen. 

Der Bundesminister hat dem Ausschuß den neue- 
sten Entwurf der Verwaltungs Vorschriften vorge- 
legt. 

3 . Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
auf gef ordert, dem Ausschuß bis zum 31. März 1993 
über den Stand der Neukonzeption und der Novel- 
lierung der Vorschriften über Wirts chaft] ichkeits - 
Untersuchungen zu berichten. 

Im Zusammenhang mit der „Erfolgskontrolle 
finanz wirksamer Maßnahmen" hat der Ausschuß 
darauf hingewiesen, daß eine zu detaillierte Abfas- 
sung der Verwaltungsvorschriften dazu führen 
kann, daß die Flexibilität der Verwaltung verloren- 
geht. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 1 1 

Organisation und Personalbedarf 

der Sprachendienste 

bei den obersten Bundesbehörden 

1. Der Bundesrechnungshof hatte die Ansicht vertre- 
ten, daß die Sprachendienste bei mehreren ober- 
sten Bundesbehörden ihre Aufgaben mit weniger 
Personal erledigen können. 

2. Die Bundesminister haben darauf hingewiesen, 
daß sich seit dem Prüf ungs Zeitpunkt der Bedarf an 
Übersetzern wegen der Entwicklung in der Euro- 
päischen Gemeinschaft und wegen der Auswei- 
tung der internationalen Beziehungen erhöht hat. 
Sie haben bezweifelt, daß die vom Bundesrech- 
nungshof vorgeschlagene Einsparung von 24 
Übersetzerstellen möglich sei. 

3. Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkung zustimmend 
zur Kenntnis. 
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Er fordert den Bundesminister der Finanzen 
auf, bei den Haushaltsverhandlungen für die An- 
wendung der vom Bundesrechnungshof aufge- 
stellten Personalbemessungskriterien (Regelfall- 
belastungszahlen) bei den Sprachendiensten der 
obersten Behörden Sorge zu tragen und über das 
Ergebnis bis zum 31. Juli 1992 dem Ausschuß zu 
berichten. 


Bundesminister für Wirtschaft — 

Einzelplan 09 

Zu Prüfbemerkung Nummer 12 

Zustimmung zu einem Vergleich 

1. Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß ein 
vom Bund gefördertes Institut in den Jahren 1959 
bis 1987 ihm zustehende Geldbeträge an seinen 
„Förderverein" umgeleitet hatte, indem es auf den 
Rechnungen ein falsches Bankkonto angegeben 
hatte. Dem Bund war dadurch ein Schaden in 
Millionenhöhe entstanden. 

Vor Abschluß der staatsanwaltschaftlichen Ermitt- 
lungen gegen ehemalige Vorstandsmitglieder hat 
der Bundesminister einem Vergleich zwischen 
dem Institut, dem Förderverein und einem ehema- 
ligen Vorstandsmitglied zugestimmt. 

2. Der Bundesminister hat vorgebracht, der Vergleich 
werde nur wirksam, wenn kein Hauptverfahren 
gegen die Beteiligten eröffnet wird. Die als Alter- 
native vorhandene Durchführung zivilrechtlicher 
Prozesse wäre sehr aufwendig gewesen. Gerichts- 
verfahren hätten den neuen Vorstand arbeitsmäßig 
sehr belastet und damit von seiner eigentlichen 
Forschungsaufgabe abgehalten. Außerdem hätte 
ein Prozeß dem Ansehen des bekannten Rheinisch- 
Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung 
geschadet. 

3. Der Ausschuß hat erhebliche Kritik daran geübt, 
daß der Bundesminister vor dem Abschluß der 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen einem Ver- 
gleich zugestimmt hat. Er hat betont, daß es ihm 
völlig unverständlich sei, wie man mit Personen, 
die im Verdacht stehen, Beträge in Millionenhöhe 
veruntreut zu haben, einen Vergleich abschließen 
kann. Es wurde die Befürchtung geäußert, der 
Vergleich könne sich günstig auf das Ergebnis 
eines Strafverfahrens auswirken. 

Ausdrücklich hatte der Ausschuß festgehalten: 

„Der kleine Mann, der etwas im Werte von weni- 
gen Mark stiehlt, der wird bestraft. Wer aber einen 
Schaden von 2,5 Mio. DM verursacht, mit dem 
schließt das Wirtschaftsministerium einen Ver- 
gleich ab." 

Der Ausschuß hat darauf hingewiesen, in der 
Öffentlichkeit müsse der Eindruck entstehen, daß 
Unterschlagung und Betrug im Bereich des Wirt- 
schaftsministeriums nicht als gravierende Delikte 


angesehen werden, die man durch Vergleich erle- 
digen kann. 

Die Vergleichssumme von 50 000 DM bei einem 
entstandenen Schaden von 2,5 Mio. DM bezeich- 
neten die Ausschußmitglieder als „lächerlich 
gering". 

Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Unmittelbar nach Abschluß 
der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen muß der 
Bundesminister erneut berichten. 


Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten — 

Einzelplan 10 

Zu Prüfbemerkung Nummer 13 

Einsatz von Fischereischutzbooten 

1. Der Bundesrechnungshof hatte die Ansicht vertre- 
ten, daß die vier Fischereischutzboote der Bundes- 
republik Deutschland nicht erforderlich sind und 
abgeschafft werden können. 

2. Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß 
alle anderen Staaten der EG mehr Fischereischutz - 
boote besitzen. Die Abschaffung der deutschen 
Fischereikontrolle hätte zudem die Konsequenz, 
daß die EG ihre Kompetenzen im Bereich der 
Fischereikontrolle ausdehnen könnte. Dies würde 
für die Bundesrepublik Deutschland teurer werden 
als die Beibehaltung der nationalen Fischereikon- 
trolle. 

3. Der Ausschuß ist der Auffassung des Bundesrech- 
nungshofes nicht gefolgt. Er hat darauf hingewie- 
sen, daß demnächst ein interfraktioneller Antrag 
norddeutscher Abgeordneter eingebracht wird mit 
dem Ziel, im Bereich der Meere noch mehr für den 
Umweltschutz und die Fischereikontrolle zu tun. 
Die Abschaffung der Fischereischutzboote würde 
diesem Anhegen widersprechen. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkung zur Kennt- 
nis. 

Der Bundesminister wird aufgefordert — in 
Abstimmung mit dem Bundesminister des Innern 
und dem Bundesminister der Finanzen — zu prü- 
fen, ob und ggf. in welchem Umfang Fischerei- 
schutzboote weiterhin benötigt werden. In diese 
Prüfung wird er die Entwicklung auf dem Fische- 
reisektor im Beitrittsgebiet und die Planungen der 
EG zur gemeinsamen Fischereipolitik, insbeson- 
dere zur Durchführung notwendiger Kontrollmaß- 
nahmen, einzubeziehen haben. Der Bundesmini- 
ster wird aufgefordert, den Berichterstattern für 
den Einzelplan 10 einen Zwischenbericht späte- 
stens bis zum 1. September 1992 vorzulegen und 
dem Ausschuß bis zum 1. April 1993 zu berich- 
ten. 
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Zu Prüfbemerkung Nummer 14 

Entschädigungen nach der Billigkeitsrichtlinie 

Gemüse 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten bei der Bekanntgabe der von ihm 
festgelegten Ausgleichsbeträge für Schäden in- 
folge des Unfalls im Kernkraftwerk Tschernobyl 
nicht darauf hingewiesen hatte, daß Entschädigun- 
gen nur im Bereich der Frischvermarktung gezahlt 
werden. Durch fälschliche Zuordnung von Produk- 
ten waren ungerechtfertigte Auszahlungen in 
erheblicher Höhe geleistet worden. 

2. Der Bundesminister hat die Mängel zugestanden. 
Er hat jedoch darauf hingewiesen, daß die Abfas- 
sung des Formulars nicht primär in seiner Verant- 
wortung gelegen habe. Die Schwierigkeit habe 
darin bestanden, alle denkbaren Fälle zu berück- 
sichtigen. 

3. Der Ausschuß hat kritisiert, daß in einem Einzelfall 
durch die fehlerhafte Abfassung des Formulares 
unberechtigte Auszahlungen in Höhe von fast 
500 000 DM geleistet wurden. Er hat darauf bestan- 
den, daß die zu Unrecht gezahlten Beträge zurück- 
gefordert werden. 

Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen und erwartet nach Abschluß 
der Verwaltungsverfahren einen Bericht des Bun- 
desministers. 


Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 

Einzelplan 11 

Zu Prüfbemerkung Nummer 15 

Kostenlose Krankenversicherung für Rentner 

nach dem Deutsch-Österreichischen 

Sozialversicherungsabkommen 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
den in Österreich ansässigen Rentnern, die aus- 
schließlich eine deutsche Rente beziehen, nach 
dem Deutsch-Österreichischen Sozialversiche- 
rungsabkommen keine Beiträge für ihre Kranken- 
versicherung abgezogen werden. 

2. Der Bundesminister hat die Beanstandung aner- 
kannt und entsprechende Verhandlungen mit 
Österreich aufgenommen, um das Abkommen zu 
ändern. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen und den Bundesminister auf- 
gefordert, alsbald Regelungen herbeizuführen, 
wonach alle nach dem Abkommen bislang bei- 
tragsfreien Bezieher einer deutschen Rente (Ein- 
fachrentner) mit dem vollen Anteil am Krankenver- 
sicherungsbeitrag belastet werden. 


Bundesminister für Verkehr — 

Einzelplan 12 

Zu Prüfbemerkung Nummer 16 

Instandsetzung einer Kanal-Hochbrücke 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
zehn Jahre lang bei einer Kanal-Hochbrücke die 
vorgeschriebenen Prüfungen nicht ordnungsge- 
mäß durchgeführt worden waren. 

Eine später erfolgende Grundinstandsetzung der 
Brücke hatte die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
ohne umfassende Bestandsaufnahme begonnen. 
Die Brücke ließ sich nicht mehr renovieren. Die 
Ausgaben, die bei rechtzeitiger Entscheidung für 
einen Neubau hätten vermieden werden können, 
hatte der Bundesrechnungshof auf mehr als 2 Mio. 
DM geschätzt. 

2. Der Bundesminister hat eingewandt, die vor 80 
Jahren errichtete Kanal-Hochbrücke sei so prüfun- 
freundlich konstruiert worden, daß die Prüfungen 
nicht besser hätten durchgeführt werden können. 

3. Der Ausschuß hat sich in vollem Umfang der Kritik 
des Bundesrechnungshofes angeschlossen. Er hat 
darauf hingewiesen, die Tatsache, daß eine Brücke 
prüf unfreundlich konstruiert worden sei, könne es 
nicht rechtfertigen, auf die erforderlichen Prüfun- 
gen zu verzichten. 

Der Ausschuß hat darauf hingewiesen, daß viele 
Brücken sehr baufällig sind. Er hat den Bundesmi- 
nister aufgefordert, sich der Brückenkontrolle mit 
besonderer Aufmerksamkeit zu widmen. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkung zustimmend 
zur Kenntnis. 

Der Bundesminister wird aufgefordert, dem Aus- 
schuß bis zum 3 1 . Mai 1992 über das Veranlaßte zu 
berichten. 


Bundesminister für Post und 
Telekommunikation — 

Einzelplan 13 

Zu Prüfbemerkung Nummer 1 7 

Beschaffung von Software 

durch die Bundesdruckerei 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
die Bundesdruckerei vor der Beschaffung von Ver- 
fahrens-Software keine ausreichenden Wirtschaft- 
lichkeitsberechnungen durchgeführt hatte. 

2. Der Bundesminister und die Bundesdruckerei 
haben die Mängel zugestanden. Sie haben versi- 
chert, daß die Bundesdruckerei künftig Wirtschaft- 
lichkeitsberechnungen und Wirtschaf tlichkeits- 
kontrollen durchführen wird. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 
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Bundesminister der Verteidigung — 

Einzelplan 14 

Zu Prüfbemerkung Nummer 18 

Personalausstattung in den Wehrbereichen 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß die 
Aufbau- und Ablauforganisation der Wehrbe- 
reichsverwaltungen gestrafft werden können. Wei- 
tere personelle Einsparungen hielt er für möglich, 
wenn der Personalbedarf nach anerkannten Me- 
thoden ermittelt wird. 

2. Der Bundesminister hat die Beanstandungen aner- 
kannt. Er hat mitgeteilt, die vom Bundesrech- 
nungshof geforderte Personaleinsparung von 70 
Dienstposten sei bereits verwirklicht. Darüber hin- 
aus werde er in erheblichem Umfang weiteres 
Personal einsparen. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Er hat begrüßt, daß in einem 
ersten Schritt bereits 70 Dienstposten eingespart 
wurden, und erwartet, daß die Vorlage des Ergeb- 
nisses des laufenden Modellversuchs in den Wehr- 
bereichsverwaltungen spätestens bis zu den 
Berichterstattergesprächen zum Einzelplan 14 
erfolgt. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 19 

Organisation und Personalbedarf der 
Freiwilligenannahmestellen 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß in 
den Freiwilligenannahmestellen zuviel Personal 
beschäftigt wird. Er hatte zudem die Auffassung 
vertreten, daß die Aufgaben der Freiwilligenan- 
nahmestellen künftig von den Kreiswehrersatzäm- 
tern wahrgenommen werden sollten. 

2. Der Bundesminister hat mitgeteilt, daß er das 
Personal in den Freiwilligenannahmestellen neu 
bemessen und ca. 140 Dienstposten eingespart hat. 
In Modellversuchen werde die Möglichkeit weite- 
rer Personaleinsparung geprüft. 

Der Minister hat weiterhin mitgeteilt, den Vor- 
schlag des Bundesrechnungshofes, die Freiwilli- 
genannahmestellen ganz aufzulösen, wolle er auf- 
greifen. 

3. Hinsichtlich der Auflösung der Freiwilligenannah- 
mestellen hat sich der Ausschuß nicht den Vorstel- 
lungen des Bundesrechnungshofes angeschlossen. 
Er hat klargestellt, daß die Freiwilligenannahme- 
stellen nicht aufgegeben werden können, weil die 
Einstellung qualifizierter Berufssoldaten eine hohe 
Priorität besitzt, die durch die Kreiswehrersatzäm- 
ter nicht erfüllt werden kann. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkung des Bundes- 
rechnungshofes zur Kenntnis. 


Er fordert den Bundesminister auf, die Ergebnisse 
des Modellversuchs so zeitig vorzulegen, daß sie in 
den Haushaltsberatungen 1993 berücksichtigt 
werden können. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 20 

Umbau eines Wirtschaftsgebäudes 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
eine Wehrbereichsverwaltung für mehr als 4 Mio. 
DM aus Bauunterhaltungsmitteln ein Wirtschafts- 
gebäude ohne die vorgeschriebene Beteiligung 
des Bundesministers hatte umbauen lassen. Eine 
automatische Förderanlage für Speisen und Ge- 
schirr hatte nicht zufriedenstellend gearbeitet. Der 
Bundesrechnungshof hatte gefordert, daß der 
Betrieb der Anlage eingestellt wird. 

2. Der Bundesminister hat mitgeteilt, daß das Bauvor- 
haben als sog. „kleine Baumaßnahme" begonnen 
worden sei, daß der Bundesminister der Verteidi- 
gung bei Baubeginn deshalb nicht habe einge- 
schaltet werden müssen. 

3. Der Ausschuß hat 

— nachgewiesen, daß diese Angaben unrichtig 
sind. Er hat den Bundesminister gebeten, künf- 
tig verstärkt darauf hinzuwirken, daß Baumaß- 
nahmen nicht mehr als Bauunterhaltungsmaß- 
nahmen ausgegeben werden; 

— Kritik daran geübt, daß bei Bauunterhaltungs- 
maßnahmen die Unterlagen bereits nach drei 
Jahren vernichtet werden. Die Ausschußmit- 
glieder befürworten eine 10jährige Aufbewah- 
rungspflicht in den Fällen, in denen eine Bau- 
summe von 750 000 DM überschritten wird. 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß gegen 
die an verantwortlicher Stelle tätigen Personen, die 
den Schaden verursacht haben, Regreßverfahren 
eingeleitet werden. 

Außerdem bittet der Ausschuß die Bundesregie- 
rung, im Rahmen der künftigen Truppenreduzie- 
rung verstärkt solche Kasernen zu schließen, die 
hohe Kosten verursachen. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung und 
von den vom Bundesminister nunmehr beab- 
sichtigten Maßnahmen zustimmend Kenntnis. 

b) Der Bundesminister wird aufgefordert, 

— durch eine verstärkte Dienstaufsicht die Ein- 
haltung seiner Vorgaben, insbesondere die 
Einhaltung der RB-Bau, sicherzustellen, 

— bei den Präsidenten der Wehrbereichsver- 
waltungen nachzufragen, in welchen sonsti- 
gen Fällen Neubaumaßnahmen als Bauun- 
terhaltungsmaßnahme durchgeführt wur- 
den, 
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— die Einzelheiten und die für den Schaden 
Verantwortlichen festzustellen und die 
Möglichkeiten eines Regresses zu überprü- 
fen. 

c) Der Ausschuß erwartet so rechtzeitig einen 
Bericht, daß dieser im Rahmen der Berichter- 
stattergespräche zum Haushalt 1993 berück- 
sichtigt werden kann. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 21 


Verfolgung von Ansprüchen 
gegenüber Partnerstaaten 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
Leistungen, die im Rahmen eines trilateralen 
Beschaffungsprogramms von der Bundeswehr für 
Partnerstaaten erbracht worden waren, nur unvoll- 
ständig zur Abrechnung angemeldet worden 
waren, so daß die Bundeswehr auf Ansprüche in 
Höhe von rd. 3,33 Mio. DM hatte verzichten müs- 
sen. 

2. Der Bundesminister hat bestritten, daß Schäden in 
der vom Bundesrechnungshof genannten Höhe 
entstanden sind. 

Ein Schadensersatzanspruch scheidet nach seiner 
Ansicht auch deshalb aus, weil rückwirkend die für 
einen Schadensersatzanspruch erforderliche grobe 
Fahrlässigkeit nicht mehr nachgewiesen werden 
kann. 

Der Bundesminister hat dem Ausschuß zugesi- 
chert, daß die Rechnungskontrolle künftig erheb- 
lich verbessert werde. 

3. Der Ausschuß hat Kritik daran geübt, daß sich die 
Regreßverfahren so lange hingezogen haben, daß 
heute das für einen Schadensersatzanspruch erfor- 
derliche grobe Verschulden nicht mehr nachge- 
wiesen werden kann. Er erwartet, daß bestehende 
Ansprüche künftig sofort geltend gemacht und 
Haftungsprüfungsverfahren unverzüglich einge- 
leitet werden. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung 
zustimmend Kenntis. 

b) Er erwartet, daß der Bundesminister die offenen 
Haftungsprüfungsverfahren nachträglich zu 
Ende führt. Die beabsichtigten organisatori- 
schen Maßnahmen sollten alsbald eingeführt 
und Ansprüche gegenüber Partnerstaaten künf- 
tig mit größerem Nachdruck und unverzüglich 
geltend gemacht werden. 

c) Der Bundesminister wird aufgefordert, künftig 
Haftungsprüfungsverfahren unverzüglich ein- 
zuleiten und abzuschließen. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 22 

Neubau eines Kontrollturms 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
der Kontrollturm eines Flugplatzes seit vielen Jah- 
ren nicht bestimmungsgemäß genutzt werden 
kann, weil das für den Betrieb erforderliche Flug- 
sicherungsgerät bisher nicht eingebaut worden 
ist. 

2. Der Bundesminister hat eingewandt, er habe den 
Flughafen deshalb nicht früher mit technischen 
Kontrollgeräten ausstatten können, weil auf die- 
sem Flugplatz besonders gutes, zur Zeit nicht auf 
dem Markt befindliches Gerät einqebaut werden 
soll. 

Ursächlich für den Nichteinbau der Geräte sei auch 
die jeweils schlechte Haushaltslage gewesen. 

3. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß der Bundes- 
minister den Flugkontrollturm früher mit Flugsi- 
cherungsgeräten hätte ausstatten müssen. Er hält 
es für unwirtschaftlich, daß ein Investitionsobjekt, 
das 15 Mio. DM gekostet hat, jahrelang ungenutzt 
bleibt. 

Innerhalb der Ausschußberatungen wurde darauf 
hingewiesen, daß viele Probleme der Bundeswehr 
bei der Ausstattung mit technischen Geräten dar- 
auf beruhen, daß zu verschiedenen Zeitpunkten 
verschiedenes Material eingebaut wird, das nicht 
miteinander kompatibel ist. 

Verwiesen wurde auf die Vorzüge des amerikani- 
schen Systems. Dort wird an einem bestimmten 
Stichtag bei allen Einrichtungen das gleiche, 
zwangsläufig miteinander kompatible technische 
Gerät eingebaut. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkung zustimmend 
zur Kenntnis. 

Er erwartet, daß eine Entscheidung über die Aus- 
stattung des Turms im Rahmen der Haushaltsbera- 
tungen 1993 herbeigeführt wird. 


Bundesminister für Frauen und Jugend — 
Einzelplan 17 

Zu Prüfbemerkung Nummer 23 

Datenverarbeitungsprojekte beim Bundesamt 
für den Zivildienst 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
das Bundesamt für den Zivildienst bei der Entwick- 
lung eines Verfahrens für die vollautomatisierte 
Abrechnung mit den Beschäftigungsstellen der 
Zivildienstleistenden kein projektübergreifendes 
Gesamtkonzept gehabt hatte. Durch Änderungs- 
wünsche hatte sich der Einsatztermin um vier Jahre 
verzögert. 
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2. Der Bundesminister und das Bundesamt haben die 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes aner- 
kannt. Beide haben zugesichert, sie werden die 
Anregungen des Bundesrechnungshofes künftig 
beachten. 

3. Der Ausschuß hat betont, daß eine Kosten-Nutzen- 
Analyse und eine Erfolgs kontrolle zwingend not- 
wendig gewesen wären. Der Ausschuß hat von der 
Bemerkung zustimmend Kenntnis genommen. 

Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit — 

Einzelplan 23 

Zu Prüfbemerkung Nummer 24 

Beratungsstelle für die privaten deutschen Träger 

der Entwicklungszusammenarbeit 

1. Der Bundesminister hatte eine Beratungsstelle für 
die privaten deutschen Träger der Entwicklungs- 
zusammenarbeit errichtet. Nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes sollte die Beratungsstelle 
aufgelöst werden, da die Aufgaben wirtschaftlicher 
vom Bundesminister wahrgenommen werden 
könnten. 

2. Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, die 
der Beratungsstelle übertragenen Aufgaben seien 
nichtministerieller Art. Die Beratungsstelle diene 
dazu, das Ministerium von artfremden Verwal- 
tungsaufgaben zu entlasten. 

Der Bundesminister hat eingeräumt, daß die Bera- 
tungsstelle im Gründungszeitraum nicht zufrie- 
denstellend gearbeitet hatte. Er hat betont, daß die 
Stelle gegenwärtig gute Arbeit leiste. 

Die Empfehlung des Bundesrechnungshofes, die 
Beratungsstelle aufzulösen, hat der Bundesmini- 
ster zurückgewiesen. Er hat betont, daß das Mini- 
sterium einen Vertrag mit der Beratungsstelle 
unterzeichnet habe, bei dessen Wirksamkeit die 
künftige Zusammenarbeit auf eine noch bessere 
Grundlage gestellt werde. 

3. Der Ausschuß hat hervorgehoben, daß die Bera- 
tungsstelle bei den kleinen privaten Trägern der 
Entwicklungshilfe eine hohe Akzeptanz genießt. 
Ohne Beratungsstelle könnten die privaten Ent- 
wicklungshilfeinstitute nicht mehr so effizient 
arbeiten. Das Institut ist nach Auffassung des 
Ausschusses eine wichtige Einrichtung, um die 
Entwicklungshilfearbeit effektiver zu gestalten. 

Der Ausschuß ist jedoch gleichzeitig der Auffas- 
sung, daß der Aufgabenbereich der Beratungs- 
stelle vom Ministerium nicht exakt genug beschrie- 
ben worden ist. Er hat darauf hingewiesen, daß das 
Ministerium sich in der Vergangenheit nicht genü- 
gend um die Beratungsstelle gekümmert hat. 

Ein vom Bundesminister in der zweiten Beratungs- 
sitzung vorgelegtes neues Konzept für die Bera- 
tungsstelle hat der Ausschuß für unzureichend 
erachtet. Er hat jedoch anerkannt, daß der Bundes- 
minister für sein endgültiges Konzept noch nicht 


die Beschlüsse des zuständigen Fachausschusses 
des Deutschen Bundestages berücksichtigen 
konnte. 

Der Ausschuß hat die beiden folgenden Beschlüsse 
gefaßt: 

1. Beschluß 

Der Rechnungsprüfungsausschuß nimmt die Be- 
merkung zur Kenntnis. 

Er bedauert, daß der BMZ die Beratungsstelle ohne 
ausreichende Planungsunterlagen und ohne Prü- 
fung von Alternativen eingerichtet hat und daß bis 
heute kein entsprechendes Verständnis zwischen 
BMZ und Beratungsstelle über die jeweüigen Auf- 
gaben besteht. Angesichts der positiven Aufnahme 
der Beratungsstelle durch die privaten Träger, die 
sichtbar macht, daß diese sich vom BMZ nicht als 
ausreichend beraten empfanden, empfiehlt der 
Rechnungsprüfungsausschuß die Weiterführung 
der Beratungsstelle und erwartet vom BMZ eine 
mit dem Bundesrechnungshof abgestimmte Ge- 
samtkonzeption für die Beratungsstelle über die 
Förderung der privaten Träger der Entwicklungs- 
hilfe bis zum 30. Aprü 1992. 

2. Beschluß 

Der Ausschuß nimmt von dem Bericht des Bundes- 
ministers — Ausschuß-Drucksache 65 — Kenntnis 
und fordert ihn auf, nach einer Beratung des 
Antrags der Fraktion der SPD — BT-Drucksache 
12/1977 — im Fachausschuß die Frage eines Kon- 
zeptes bis zu den Berichterstattergesprächen zu 
überprüfen und im Rahmen der Haushaltsberatun- 
gen 1993 darüber zu berichten. 


Bundesminister für Forschung und Technologie — 
Einzelplan 30 

Zu Prüfbemerkung Nummer 25 

Förderung der Entwicklung eines Superrechners 
für numerische Anwendungen 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
der Prototyp einer neuartigen Großrechenanlage, 
dessen Entwicklung der Bundesminister gefördert 
hatte, nicht fertiggestellt wurde, sondern statt 
dessen außerhalb der Förderung an einem zum 
Verkauf bestimmten Rechnersystem gearbeitet 
wurde. 

Kritik wurde vor allem daran geübt, daß zwischen 
den am Projekt Beteiligten institutioneile und per- 
sonelle Verflechtungen bestanden, die Interessen- 
konflikte mit sich brachten. 

Kritik wurde weiterhin geübt, weil der Bund in der 
Schlußphase ein zum Verkauf bestimmtes Rech- 
nersystem gefördert hatte. 
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2. Der Bundesminister hat die Mängel zugestanden. 
Er hat betont, daß es aus damaliger Sicht richtig 
gewesen sei, den geplanten „schnellsten Rechner 
der Welt" sofort auf den Markt zu bringen. Die vom 
Bundesrechnungshof gerügte Forschungszielän- 
derung sei damals bewußt geschehen. Bei Durch- 
führung des ursprünglichen Forschungszieles 
hätte das Ministerium noch erheblich mehr Mittel 
in das Forschungsvorhaben investieren müssen. 

3. Der Ausschuß hat die Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofes für berechtigt angesehen. Er hat 
ergänzend darauf hingewiesen, daß der Staat sich 
nicht an marktwirtschaftlichen Produktionsprozes- 
sen beteiligen sollte. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung 
zustimmend Kenntnis. 

b) Er fordert den Bundesminister auf, falls noch 
nicht geschehen, aus den aufgezeigten Män- 
geln die notwendigen Konsequenzen hinsicht- 
lich der organisatorischen Gestaltung und der 
Durchführung seiner Förderungsmaßnahmen 
zu ziehen. 

c) Der Bundesminister hat weiterhin dafür Sorge 
zu tragen, daß die sich aus seinen Förderbedin- 
gungen ergebenden Verpflichtungen der Zu- 
wendungsempfänger und Rechte des Bundes 
nicht dadurch unterlaufen werden, daß wesent- 
liche Erkenntnisse außerhalb des geförderten 
Vorhabens erzielt werden. 


Allgemeine Finanzverwaltung — 

Einzelplan 60 

Zu Prüfbemerkung Nummer 26 

Steuerrückstände 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
im Bereich einer Oberfinanzdirektion erhebliche 
Steuerrückstände bestehen. Er hatte dem Bundes- 
minister der Finanzen vorgeworfen, nicht genü- 
gend auf eine Verringerung der Steuerrückstände 
hingewirkt zu haben. 

2. Der Bundesminister hat darauf verwiesen, daß 
seine Weisungsbefugnisse gegenüber den Landes- 
behörden eingeschränkt sind. Ein Weisungsrecht 
habe er nur in materiellen Steuerfragen, nicht 
dagegen im Bereich der Organisationshoheit der 
Finanzbehörden. 

3. Der Ausschuß hat eine zu großzügige Steuerstun- 
dung kritisiert. Er hat es für nicht gerechtfertigt 
angesehen, daß einzelne Bundesländer über die 
Steuerpolitik Wirtschaftspolitik betreiben. Zu- 
gleich wurde anerkannt, daß diejenigen Bundes- 
länder, die im Grenzbereich zu Nachbarstaaten mit 
geringerem Lohnniveau liegen, besondere An- 
strengungen unternehmen müssen, um Standort- 
nachteüe gegenüber den Nachbarstaaten auszu- 
gleichen. 


Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung 
zustimmend Kenntnis. 

b) Der Bundesminister der Finanzen wird aufge- 
fordert, die jährlichen Rückstandsübersichten 
eingehender zu analysieren, auffälligen Abwei- 
chungen in einzelnen Bundesländern gezielt 
nachzugehen und nachhaltig auf eine zeitnä- 
here Steuererhebung hinzu wirken. Soweit in 
einem Bundesland die Rückstände erheblich 
über dem Bundesdurchschnitt hegen, wird der 
Bundesminister die Ursachen aufzuklären und 
über das Veranlaßte zu berichten haben. 

c) Hinsichtlich des automationsgestützten Ver- 
rechnungsverfahrens wird der Minister aufge- 
fordert, bis zum 31. Dezember 1993 über den 
Stand der bundesweiten Einführung zu berich- 
ten. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 27 

Besteuerung von Sportvereinen der Bundesligen 

1. Der Bundesrechnungshof hatte kritisiert, daß die 
Finanzbehörden die Steuererklärungen von Bun- 
desliga-Sportvereinen überwiegend nicht hinrei- 
chend auf steuerlich bedeutsame Sachverhalte 
untersuchen. Er hat ihnen vorgeworfen, sie hätten 
bei Verstößen gegen das Gemeinnützigkeitsrecht 
häufig nicht die erforderlichen steuerrechtlichen 
Konsequenzen gezogen. 

2. Der Bundesminister hat erklärt, er habe die Finanz- 
minister der Länder gebeten, darauf zu achten, daß 
künftig nach dem Anwendungserlaß zur Abgaben- 
ordnung verfahren wird. 

3. Der Ausschuß hat festgestellt, daß in diesem 
Bereich eine erhebliche „Grauzone" besteht. 
Nachdrücklich hat er sich dafür eingesetzt, daß 
Bundesligavereine steuerrechtlich nicht besser 
behandelt werden als kleine Sportvereine. 

Der Ausschuß hat darauf hingewiesen, daß das 
Parlament in der Vergangenheit die Möglichkeiten 
der Anerkennung der Gemeinnützigkeit erweitert 
hatte. Diese Entscheidung des Deutschen Bundes- 
tages dürfe durch die Bemerkung des Bundesrech- 
nungshofes nicht unterlaufen werden. 

Der Ausschuß hat weiterhin festgestellt, daß es 
über die gegenwärtige Rechtslage hinaus nicht 
sinnvoll ist, jede Freikarte eines Sportvereins als 
steuerrechtlichen Tatbestand aufzufassen. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung zustim- 
mend Kenntnis. 

Der Bundesminister wird aufgefordert, bei den 
Landesfinanzministern darauf hinzuwirken, daß 
einheitlich solche Maßnahmen ergriffen werden, 
die eine Beseitigung der festgestellten Mängel bei 
der Anwendung des Gemeinnützigkeitsrechts 
durch Sportvereine erwarten lassen. 
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Zu Prüfbemerkung Nummer 28 

Anwendungserlaß zu § 67 a Abgabenordnung — 

Sportliche Veranstaltungen 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
im Rahmen des Anwendungserlasses zu § 67 a 
Abgabenordnung die sog. Bandenwerbung und 
die Werbung durch Lautsprecheranlagen bei 
Sportveranstaltungen als steuerfreie Vermögens- 
Verwaltung behandelt werden. 

2. Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß 
nach Auffassung der obersten Finanzbehörden der 
Länder die Verpachtung von Werbeflächen als 
Vermögensverwaltung angesehen werden kann. 

3 . Der Ausschuß hat den Bundesminister auf gefordert 
zu prüfen, ob der Beschluß der Finanzministerkon- 
ferenz durch eine Weisung aufgehoben werden 
muß. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung 
zustimmend Kenntnis. 

b) Der Bundesminister wird aufgefordert zu prü- 
fen, ob der Beschluß der Finanz ministerkonfe- 
renz vom 5. Dezember 1991 durch eine von ihm 
zu erteilende Weisung aufzuheben ist, um eine 
gleichmäßige steuerliche Behandlung der ent- 
geltlichen Übertragung des Rechts zur Nutzung 
von Werbeflächen sicherzustellen. 

c) Dem Ausschuß ist hierüber bis zum 31. März 
1993 zu berichten. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 29 

Umsatzbesteuerung von jugendgefährdenden 

Schriften 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
erhebliche Teile pornographischer Literatur nur 
dem ermäßigten Mehrwertsteuersatz von 7 v. H. 
unterhegen. Er hat verlangt, den vollen Steuersatz 
von 14 v. H., künftig 15 v. H. anzuwenden. 

2. Der Bundesminister hat mitgeteilt, von der Zielset- 
zung her stimme er mit den Ausführungen des 
Bundesrechnungshofes überein. Bei der Vielzahl 
der vorgelegten Bücher könne der Finanzbeamte 
in der Praxis aber nicht jedes einzelne Buch dar- 
aufhin überprüfen, ob es dem ermäßigten oder dem 
vollen Umsatzsteuersatz unterliegen soll. 

3. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß kein Grund 
besteht, auf pornographisches Schriftmaterial den 
ermäßigten Steuersatz anzuwenden. AUe Formen 
der GewaltdarsteUungen sollten künftig nicht mehr 
privilegiert werden. Der Auschuß hält es deshalb 
für erforderlich, daß der Bundesminister detailliert 
die Realisierbarkeit einer vollen Umsatzbesteue- 
rung überprüft. 


Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung zustim- 
mend Kenntnis. 

Er fordert den Bundesminister auf, die Möglichkeit 
einer umfassenden Besteuerung jugendgefähr- 
dender Schriften mit dem vollen Steuersatz zu 
prüfen und dem Ausschuß über das Ergebnis und 
ggf. Veranlaßte zu berichten. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 30 

Fördermittel aus dem Kommunalkreditprogramm 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
Kredite aus dem Kommunalkreditprogramm be- 
reits bei Beginn des Vorhabens in voller Höhe 
abgerufen werden konnten. Die Mittel wurden von 
den Empfängern zum Teil auf Festgeldkonten 
angelegt und nicht sofort für die Investitionsmaß- 
nahmen eingesetzt. 

2. Der Bundesminister hat die Beanstandung aner- 
kannt. Er hat das Vergabeverfahren geändert. 
Kredite werden künftig nur noch entsprechend 
dem Vorhabensfortschritt ausgezahlt. 

3. Der Ausschuß hat daraufhin folgenden Beschluß 
gefaßt: 

Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung zustim- 
mend Kenntnis. 

Er fordert den Bundesminister auf, im Rahmen 
seiner Möglichkeiten darauf hinzuwirken, daß ins- 
besondere auch bereits ausgezahlte Kreditmittel 
zweckentsprechend eingesetzt werden. 

Er fordert den Bundesminister darüber hinaus auf, 
bei den anderen für die neuen Bundesländer in 
seinem Geschäftsbereich aufgelegten Förderpro- 
grammen, beispielsweise bei dem Gemeinschafts- 
werk Aufschwung Ost, dafür Sorge zu tragen, daß 
dem Zweck des jeweiligen Förderprogramms 
zuwiderlaufende Verfahrensweisen sowie Un- 
gleichbehandlungen der Empfänger von Förder- 
mitteln vermieden werden. 


Sondervermögen 
Deutsche Bundesbahn 

Zu Prüfbemerkung Nummer 31 

Jahresabschluß 1989 und Personalentwicklung 
1990 

1. Der Bundesrechnungshof hatte vor allem einen 
Überblick über die Vermögens- und Finanzlage, 
die Erfolgslage und die Personallage der Bundes- 
bahn gegeben. 

2. Der Ausschuß hat zur Kenntnis genommen, daß das 
Betriebsergebnis der Bundesbahn, das sich im 
Jahre 1989 verbessert hatte, 1990 wieder schlech- 
ter geworden ist. 

Er hat erfahren, daß der Personalbedarf der Bun- 
desbahn durch die Koordinierungsprobleme der 
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Bundesbahn mit der Reichsbahn, durch die Ver- 
besserung des Service sowie durch die Hochlei- 
stungszüge unerwartet angestiegen ist. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung des Bundesrech- 
nungshofes zustimmend zur Kenntnis genom- 
men. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 32 

Entgeltvereinbarungen mit Projektentwicklern 
bei der Verwertung von Immobilien 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
die Deutsche Bundesbahn im Rahmen der Verwer- 
tung von Immobilien weit überhöhte Entgelte mit 
Projekt entwicklern vereinbart hatte. Für die Erzie- 
lung einer Baugenehmigung und den anschließen- 
den Verkauf hatten Projekt entwickler im Einzelfall 
mehrere Millionen DM als Entgelt erhalten. 

2. Die Bundesbahn hat die Mängel zugestanden und 
erklärt, daß sich Vergleichbares nicht wiederholen 
werde. 

Als Entschuldigung führt sie an, daß nur ein einzi- 
ger Verhandlungspartner mit hinreichenden Er- 
fahrungen bereit gewesen sei, die Grundstücksauf- 
wertung vorzunehmen. Auch bei der Bundesbahn 
habe niemand das erforderliche Know-how beses- 
sen. Die Grundstücke hätten zudem einen uner- 
wartet hohen Verkaufserlös erbracht. 

3. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die vorge- 
brachten Gründe keine Rechtfertigung dafür sind, 
Makler oder Grundstücksentwickler mit 3 Mio. DM 
am Verkaufserlös eines Grundstückes zu beteili- 
gen. 

Der Ausschuß hat den Vorgang als Skandal 
bezeichnet. Er hat jedoch zur Kenntnis genommen, 
daß sich derartige Fälle in neuerer Zeit nicht 
wiederholt haben. 

Aus dem Ausschuß wurde der Vorschlag gemacht, 
daß Grundstückentwicklungsverträge, die einen 
voraussichtlichen Vertragswert von mehr als 
10 Mio. DM haben, nur mit Zustimmung des 
Bundesministers für Verkehr abgeschlossen wer- 
den sollten. 

Einvernehmlich wurde die Auffassung vertreten, 
daß Deutsche Bundesbahn und Reichsbahn die 
Grundstücksaufwertung eigenständig durchfüh- 
ren sollten. 

Nachdem der Ausschuß sich an drei Sitzungstagen 
mit dieser Bemerkung befaßt hatte, wurde folgen- 
der Beschluß gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung 
zustimmend Kenntnis, den Bericht des Bundes- 
ministers — Ausschuß-Drucksache 70 — nimmt 
er zur Kenntnis. 

b) Der Ausschuß erwartet, daß die Deutsche Bun- 
desbahn künftig bei neuen Vertragsformen die 
wirtschaftlichen Risiken sorgfältiger abklärt und 
durch entsprechende vertragliche Regelung 
eingrenzt. 


c) Der Bundesminister und der Vorstand der DB/ 
DR wird unter Berücksichtung der geplanten 
Bahnreform aufgefordert zu prüfen, wie die 
Grundstücksaufwertung bei der Deutschen 
Bundesbahn und der Reichsbahn in eigener 
Regie durchgeführt werden kann. 

d) Über das Ergebnis ist dem Ausschuß bis zum 
31. Dezember 1992 zu berichten. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 33 

Serviceleistungen der Deutschen Bundesbahn 

im Personenverkehr 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte die Auffassung ver- 
treten, daß die Serviceleistungen der Bundesbahn 
verbesserungsbedürftig sind. 

2. Die Bundesbahn hat auf erhebliche Verbesserun- 
gen in der Vergangenheit hingewiesen. Zugleich 
wurde anerkannt, daß der Service künftig noch 
weitergehend verbessert werden kann. 

3. Von seiten des Ausschusses wurde bemängelt, daß 
die Bundesbahn ihren Service in wichtigen Berei- 
chen einschränkt, ohne daß dies durch betriebs- 
wirtschaftliche Notwendigkeiten gerechtfertigt ist. 
Verwiesen wurde darauf, daß der Service „ Auto- 
reisezug' 1 dadurch in erheblichem Maße einge- 
schränkt worden ist, daß selbst in größeren Städten 
die Verlademöglichkeiten für Autos abgeschafft 
worden sind. 

Der Ausschuß hat die Bemerkung des Bundesrech- 
nungshofes zustimmend zur Kenntnis genommen. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 34 

Bezüge an Geschäftsführer und leitende 
Angestellte 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
Gesellschaften, an denen die Deutsche Bundes- 
bahn beteiligt ist, ihren Geschäftsführern und 
leitenden Angestellten nichtgerechtfertigte Ab- 
schlußvergütungen zahlen. Er hatte den Vorschlag 
gemacht, die Deutsche Bundesbahn solle darauf 
hinwirken, daß das Vergütungssystem stärker an 
der wirtschaftlichen Lage ausgerichtet wird. 

2. Die Bundesbahn hat zugesichert, sie wolle das 
Gehaltssystem grundlegend neu gestalten. Sobald 
die Ergebnisse eines in Auftrag gegebenen Gut- 
achtens vorliegen, würde das neue System schritt- 
weise umgesetzt. 

3. Der Ausschuß hat kritisiert, daß für eine einfache 
Gehaltsumstrukturierung ein Gutachten in Auftrag 
gegeben wurde. Der Ausschuß hat betont, daß das 
neue Gehaltssystem auf keinen Fall dazu führen 
darf, daß die Grundgehälter erhöht werden. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt die Bemerkung des Bun- 
desrechnungshofes zustimmend zur Kenntnis. 
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b) Er erwartet, daß die Bundesbahn das neue 
Vergütungssystem noch im Jahre 1992 um- 
setzt. 

c) Er fordert den Vorstand auf, über das Ergebnis 
bis zum 31. Dezember 1992 zu berichten. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 35 

Fahrtreppen in S- Bahnstationen 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
die Deutsche Bundesbahn eine S-Bahnstation mit 
abwärtsführenden Rolltreppen ausgestattet hatte, 
obwohl diese nach den Vorschriften nicht erforder- 
lich waren. 

2. Die Bundesbahn hat darauf hingewiesen, daß der 
Einbau von abwärtsgerichteten Rolltreppen auch 
dann erforderlich sein kann, wenn die vorgeschrie- 
bene Anzahl von 2 000 Reisenden pro Stunde nicht 
erreicht wird. Die bisher geltenden starren Rege- 
lungen über den Einbau von Rolltreppen würden 
den heutigen Anforderungen nicht mehr gerecht. 
Sie hat mitgeteilt, sie wolle die entsprechende 
Vorschrift ändern. 

3. Der Ausschuß hat darauf hingewiesen, daß in 
Ausnahmefällen die Notwendigkeit bestehen 
kann, auch bei geringeren Fahrgastzahlen Roll- 
treppen einzubauen, vor allem dann, wenn es sehr 
schwierig ist, eine Steigung ohne Rolltreppe zu 
überwinden. Zugleich hat er sich der Auffassung 
des Bundesrechnungshofes angeschlossen, daß 
konkretere Vorgaben für die Ausstattung von 
S-Bahnhöfen mit Rolltreppen erforderlich sind. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt die Bemerkung zustim- 
mend zur Kenntnis. 

b) Er erwartet vom Vorstand der Bundesbahn und 
vom Bundesminister, daß sie den Planern für die 
Ausstattung von S-Bahnhöfen eindeutigere 
Vorgaben machen und dabei die Wirtschaftlich- 
keit wahren. 

c) Über das Veranlaßte ist im Ausschuß bis zum 
31. Dezember 1992 zu berichten. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 36 

Beförderung häufig erkrankter Beamter ohne 

Feststellung der gesundheitlichen Eignung 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
die Deutsche Bundesbahn bei der Beförderung von 
Beamten weitgehend auf die nach dem Beamten- 
recht gebotene Feststellung der gesundheitlichen 
Eignung verzichtet, also auch Personen ohne ent- 
sprechende Diensttauglichkeit befördert. 

2. Die Bundesbahn hat mitgeteilt, die beanstandeten 
Bestimmungen seien mit Wirkung vom 1. August 
1991 geändert worden. Nach der Neuregelung 
müsse der Beamte insoweit beschäftigungstauglich 


sein, daß er seinen Dienstposten „wahrscheinlich 
noch eine angemessene Zeit wahrnehmen 
kann". 

3. Der Ausschuß sieht die Neuregelung als Fortschritt 
an. Er hat die Bemerkung zustimmend zur Kenntnis 
genommen und den Vorstand aufgefordert, eine 
gesetzmäßige Beförderungspraxis sicherzustel- 
len. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 37 


Bemerkungen früherer Haushaltsjahre; 

Leistungszulagen 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
zu viele Arbeiter der Bundesbahn eine nicht 
gerechtfertigte Leistungszulage erhalten. 

2. Die Bundesbahn hat mitgeteilt, es sei nicht mög- 
lich, eine sachgerechte Leistungsbewertung 
durchzuführen. Sie habe das Zulassungssystem in 
der Vergangenheit deshalb eingeschränkt und sei 
bestrebt, es in Zukunft weiter abzubauen. 

Der Wille des Deutschen Bundestages, die Lei- 
stungszulage weitergehend einzuschränken, sei 
bisher an der Forderung des Tarif partners geschei- 
tert. 

Der Bundesminister hat ergänzend mitgeteilt, daß 
er keine rechtliche Möglichkeit habe, auf die 
Tarif gestaltung bei der Deutschen Bundesbahn 
förmlich einzuwirken. 

3. Der Ausschuß hat erhebliche Kritik daran geübt, 
daß die Bundesbahn seit der Rüge des Deutschen 
Bundestages in der 10. Wahlperiode nichts unter- 
nommen hat, um das Zulagen-Unwesen abzu- 
bauen. Besondere Kritik wurde daran geübt, daß 
die „Leistungs" -Zulage auch bei monatelanger 
Krankheit gezahlt und den neu in ein Beschäfti- 
gungsverhältnis Eintretenden gewährt wird. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt die Bemerkung zustim- 
mend zur Kenntnis. 

b) Er fordert den Bundesminister auf, darauf hin- 
zuwirken, daß der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn neben der von ihm erwogenen 
Kündigung der Zulagenregelung die Durchfüh- 
rungshinweise zu den Tarifvorschriften über die 
Leistungszulagen in der Weise ergänzt und 
präzisiert, daß die Gewährung von Leistungszu- 
lagen eingeschränkt und auf eine sachgerech- 
tere Grundlage gestellt wird. 

c) Die Bundesbahn wird aufgefordert, über das 
Veranlaßte bis zum 31. Dezember 1992 zu 
berichten. 
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Zu Prüfbemerkung Nummer 38 

Bemerkungen früherer Haushaltsjahre; Gedingelohn 

in Ausbesserungswerken 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
die Deutsche Bundesbahn den Arbeitnehmern in 
den Ausbesserungswerken Gedingelöhne zahlt, 
die nicht gerechtfertigt sind. Besondere Kritik 
wurde geübt, weil der Vorstand der Bundesbahn 
der Aufforderung des Deutschen Bundestages, die 
Mängel abzustellen, bisher nicht nachgekommen 
ist. 

2. Die Bundesbahn hat die Mängel zugestanden. Sie 
hat anerkannt, daß das Gedingelohnverfahren 
nicht gerecht ist, weil es unmöglich ist, die Vorga- 
bezeiten richtig zu bemessen. 

3. Der Ausschuß hat erhebliche Kritik daran geübt, 
daß die Bundesbahn der Aufforderung des Parla- 
mentes bisher nicht nachgekommen ist. 

In seinem Beschluß hat der Ausschuß die Bemer- 
kung zustimmend zur Kenntnis genommen und 
den Bundesminister auf gefordert, darauf hinzuwir- 
ken, daß das Gedingelohnverfahren nicht mehr 
angewandt wird. 


Deutsche Reichsbahn 

Zu Prüfbemerkung Nummer 39 

D-Mark-Eröffnungsbilanz und Personallage 

1. Der Bundesrechnungshof hatte einen Überblick 
über die D -Mark-Eröffnungsbilanz und die Perso- 
nallage der Deutschen Reichsbahn gegeben. 

2. Der Ausschuß ließ sich über die Geschäftsentwick- 
lung informieren. 

Er erfuhr, daß sich der Umsatz der Reichsbahn 
gegenüber der Zeit vor der Vereinigung um 
40 v. H., der Personalbestand um 25 000 Personen 
verringert hat. Der gegenwärtige Personalbestand 
von 193 000 Mitarbeitern soll bis Ende 1996 auf 
130 000 Mitarbeiter herabgesenkt werden. 

Der Ausschuß erfuhr, daß das Sonderprogramm der 
Bundesregierung zur Schaffung von Ausbildungs- 
plätzen nicht in vollem Umfang genutzt worden ist. 
Von 2 700 bei der Reichsbahn geschaffenen Aus- 
büdungsplätzen waren zur Zeit der Beratung noch 
über 1 000 Plätze unbesetzt. 

Der Ausschuß hat zur Kenntnis genommen, daß die 
Reichsbahn dreimal so teuer produziert wie die 
Bundesbahn. Wegen unzureichender Modernisie- 
rung kann sie kaum Personal freisetzen. Sie muß 
kurzfristig umfangreiche Investitionen durchfüh- 
ren, obwohl Umsatz und Gewinnsituation unzufrie- 
denstellend sind. 


Der Ausschuß hat die Bemerkung des Bundesrech- 
nungshofes zur Kenntnis genommen. 


Deutsche Bundespost 

Zu Prüfbemerkung Nummer 40 

Finanzwesen 

1. Der Bundesrechnungshof hatte einen Überblick 
über die Haushaltsrechnung 1989, den Jahresab- 
schluß und die Leistungs- und Kostenrechnung der 
Bundespost gegeben. 

Er hat bei den Ausschußberatungen darauf hinge- 
wiesen, daß die Postunternehmen im Rahmen der 
Umstellung der Bilanz auf das Handelsrecht zu 
hohe Rückstellungen und Wertberichtigungen vor- 
genommen haben, so daß das Eigenkapital der 
Unternehmen zu gering ausgewiesen worden ist. 

2. Der Bundesminister und die drei Unternehmen der 
Post halten die Abschreibungen und Rückstellun- 
gen in der vorgenommenen Höhe für berechtigt. 
Sie haben darauf hingewiesen, daß Wirtschaftsprü- 
fer und Aufsichtsrat die Bewertung für sachgerecht 
angesehen haben. 

3. Der Ausschuß hat angekündigt, daß er sich mit 
diesem Problem im Rahmen der Bemerkungen für 
das Haushaltsjahr 1990 ausführlich befassen 
wird. 

Die Bemerkung des Bundesrechnungshofes wurde 
zustimmend zur Kenntnis genommen. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 41 

Organisation der Briefzustellung 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
die Bundespost die Briefzustellung zu stark zentra- 
lisiert. Die Folge seien überhöhte Personal- und 
Sachkosten. 

2. Die Generaldirektion Postdienst hat die Feststel- 
lungen grundsätzlich anerkannt. Sie hat einge- 
räumt, daß die im Zusammenhang mit der kommu- 
nalen Gebietsreform eingeführte Zentralisierung 
nicht richtig war. Ein neues Briefkonzept werde zur 
Zeit erarbeitet. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 42 

Gebührenerfassung bei Großeinlieferungen von 
Briefsendungen (Massendrucksachen) 

1. Der Bundesrechnungshof hatte darauf hingewie- 
sen, daß in großem Umfang bei einigen Postämtern 
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Massendrucksachen aufgegeben werden, ohne 
daß die Briefsendungen ordnungsgemäß bezahlt 
werden. In der Ausschußsitzung hat er konkreti- 
siert, daß diese Situation vor allem bei Postämtern 
in den neuen Bundesländern gegeben ist. 

2. Die Generaldirektion Postdienst hat die Feststel- 
lungen anerkannt und angekündigt, sie werde die 
Kontrolle verbessern. 

3. Der Ausschuß hat erhebliche Kritik daran geübt, 
daß die Bundespost zwei Jahre nach Aufdeckung 
der ersten Betrugsfälle die auf eine Weise verur- 
sachten erheblichen Einnahmeausfälle immer 
noch nicht beseitigt hat. Der Ausschuß hat betont, 
daß die Kontrolle durch den Bundesrechnungshof 
besser funktioniert als die unternehmensinterne 
Kontrolle der Bundespost. Er hat verlangt, daß der 
Postdienst die erforderlichen strafrechtlichen Kon- 
sequenzen zieht. 

Der Beschluß hat folgenden Wortlaut; 

a) Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung 
zustimmend Kenntnis. 

b) Er fordert den Bundesminister auf, bei der 
Generaldirektion Postdienst umgehend auf ein 
modernes kontrollierbares Konzept für die Ein- 
lieferung und Bearbeitung von Massendrucksa- 
chen hinzuwirken. Dringender Handlungsbe- 
darf besteht vor allem in den neuen Bundeslän- 
der. 

c) Der Ausschuß erwartet, daß die erforderlichen 
strafrechtlichen Konsequenzen gezogen wer- 
den. 

d) Über die eingeleiteten Maßnahmen ist dem 
Ausschuß bis zum 30. September 1992 zu 
berichten. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 43 

Einsatz von Kraftfahrzeugen 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß die 
Deutsche Bundespost POSTDIENST die für die 
Beförderung der Postsendungen eingesetzten Wa- 
gen nur wenige Stunden am Tag nutzt. Außerdem 
hatte er beanstandet, daß sie zu große Transport- 
wagen einsetzt und viele Fahrten unnötig durch- 
führt. 

2. Bundesminister und Generaldirektion Post- 
dienst haben die Feststellungen im wesentlichen 
anerkannt. Sie haben jedoch darauf hingewie- 
sen, daß Verbundleistungen zwischen Brief und 
Fracht auch künftig die Ausnahme bleiben müs- 
sen. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
gebeten, bei der Generaldirektion Postdienst auf 
die Umsetzung der aufgezeigten Einsparmöglich- 
keiten hinzuwirken. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 44 

Umstellung der Eigenreinigung von Gebäuden, 

Dienstgrundstücken und Verkehrsflächen auf 

Fremdreinigung 

1. Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß 
die Deutsche Bundespost immer noch einen we- 
sentlichen Teil ihrer Gebäude, Grundstücke 
und Verkehrsflächen mit eigenem Personal 
reinigt, obwohl die Fremdreinigung erheblich gün- 
stiger ist. 

2. Die Generaldirektionen Postdienst und Telekom 
haben die Feststellungen grundsätzlich anerkannt. 
Sie haben darauf hingewiesen, daß die Eigenreini- 
gung um 132 v. H. teurer ist als die Fremdreini- 
gung. 

Beide Generaldirektionen haben jedoch betont, 
daß Arbeitskräfte gemäß einer Vereinbarung mit 
dem Sozialpartner nur dann abgebaut werden 
können, wenn die betreffenden Bediensteten in 
den Ruhestand treten. In der Vergangenheit habe 
die Post in diesem Bereich bereits erhebliche Per- 
sonaleinsparungen vorgenommen. Künftig werde 
die Reinigungsfrequenz herabgesetzt, wodurch 
zusätzlich 20 v. H. der Kosten eingespart werden 
können. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend 
zur Kenntnis genommen. Er hat jedoch darauf hin- 
gewiesen, daß für kleine Postämter, bei denen 
der Hauseigentümer den Postdienst betreibt, 
eine Fremdreinigung nicht in Betracht kommen 
kann. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 45 

Bewirtschaften des Materials für die Instandhaltung 

von Kraftfahrzeugen 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
bei der Deutschen Bundespost unnötige Reparatur- 
lager auf Bezirksebene bestehen. Er hatte der Post 
vorgeworfen, sie verfüge in diesem Bereich nicht 
über ein Gesamtkonzept wirtschaftlicher Logi- 
stik. 

2. Die Generaldirektion Postdienst hat in Abstim- 
mung mit der Generaldirektion Telekom die 
Feststellungen weitgehend anerkannt und Maß- 
nahmen zur Beseitigung des Mißstandes einge- 
leitet. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 46 

Beleggebundener Zahlungsverkehr — 
Postgirodienst 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte die Auffassung ver- 
treten, daß im Bereich des Postgirodienstes unnö- 
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tige manuelle Arbeiten durchgeführt werden. Er 
hat der Bundespost vorgeworfen, sie führe über- 
flüssige bankunübliche Arbeiten aus. 

2. Die Generaldirektion Postdienst hat die Feststel- 
lungen anerkannt. Sie hat mitgeteüt, daß von dem 
vom Bundesrechnungshof zugrunde gelegten Ein- 
sparvolumen in Höhe von 35 Mio. DM bereits 
25 Mio. DM realisiert worden sind. Für 1992 und 
1993 seien nochmals erhebliche Einsparungen vor- 
gesehen. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 47 

Bargeldautomaten der Deutschen Bundespost 

POSTBANK 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte der Postbank vor- 
geworfen, bei der geplanten und teüweise durch- 
geführten Aufstellung von Geldautomaten seien 
die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit nicht hinrei- 
chend beachtet worden. 

2. Die Generaldirektion Postdienst hat mitgeteilt, sie 
habe die vom Bundesrechnungshof gerügten Män- 
gel beseitigt. Die Wirtschaftlichkeitsgrenze der 
meisten Geldautomaten sei mittlerweile erreicht. 
Durch die geplante Einführung der POSTBANK- 
Card werde sich die Benutzernachfrage und damit 
die Wirtschaftlichkeit der Geldautomaten weiter 
steigern. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 48 

Aufwendungen für Bauleistungen im 

Funktelefonnetz 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
die Deutsche Bundespost TELEKOM einen von ihr 
beauftragten Generalunternehmer nicht eindeutig 
genug dazu verpflichtet hatte, die Vorschriften der 
Verdingungsordnung für Bauleistungen zu beach- 
ten. 

2. Die Generaldirektion Telekom hat zugestanden, 
daß sich die Hochbaukosten durch das Fehlen von 
Mengenangaben in der Baubeschreibung um etwa 
50 v. H. verteuert haben. Sie hat den Verstoß gegen 
die Verdingungsordnung für Bauleistungen jedoch 
mit der Dringlichkeit des Projektes und mit mögli- 
chen Einnahmeausfällen bei verzögerter Fertig- 
stellung begründet. 

3. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die genannte 
Begründung in diesem Fall keine Rechtfertigung 
dafür ist, von der Verdingungsordnung für Baulei- 
stungen abzuweichen. 

Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 49 

Personalentwicklung 1990 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte Kritik daran geübt, 
daß die drei Unternehmen der Bundespost im 
ersten Jahr nach der Postreform etwa 5 000 weitere 
Arbeitskräfte eingestellt hatten. 

2. Der Bundesminister und die Generaldirektionen 
führen die Arbeitskräftevermehrung im wesentli- 
chen auf eine halbstündige Verkürzung der 
Arbeitszeit zurück, außerdem auf die gestiegene 
Dienstleistungsmenge und die Neustrukturierung 
der Bundespost. Dem Ausschuß wurde zugesagt, 
künftig auch im unternehmensleitenden Bereich 
Stellen einzusparen. 

3. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die genann- 
ten Gründe keine Rechtfertigung sind für eine 
Personalvermehrung um 5 000 Stellen. 

Die Bemerkung des Bundesrechnungshofes wurde 
zustimmend zur Kenntnis genommen. Der Bundes- 
minister wurde gebeten, auf die Unternehmen 
einzuwirken, nicht mehr Personal zu beschäftigen, 
als betrieblich erforderlich ist. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 50 

Personalausfälle aus Krankheitsgründen bei der 

Deutschen Bundespost 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß die 
drei Unternehmen der Bundespost eine unverhält- 
nismäßig hohe Krankheitsquote zu verzeichnen 
haben. Die höchste Krankheitsrate liegt nach den 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes bei der 
Postbank mit einem Anteü von 11 v. H. Jeder 
Bedienstete der Postbank ist im Durchschnitt 
40 Tage pro Jahr krank. 

2. Der Bundesminister und die Generaldirektionen 
Telekom und Postbank haben die Feststellungen 
anerkannt. Sie haben erklärt, sie werden Maßnah- 
men ergreifen, um den hohen Krankheitsstand zu 
reduzieren. Nach jeder Krankheit würden künftig 
Personalgespräche mit dem betreffenden Mit- 
arbeiter geführt. 

Die Generaldirektion Postdienst hat mitgeteilt, sie 
habe das System der Personalgespräche bereits 
eingeführt, wodurch sich die Krankheitsquote 
leicht verringert habe. 

3. Der Ausschuß war betroffen über den horrenden 
Krankheitsstand. Er hat die Bemerkung des Bun- 
desrechnungshofes zustimmend zur Kenntnis ge- 
nommen und den Bundesminister verpflichtet, bei 
den Unternehmen der Deutschen Bundespost dar- 
auf hinzuwirken, daß alsbald geeignete Maßnah- 
men zur Eingrenzung der krankheitsbedingten 
Ausfälle ergriffen werden. Im Rahmen einer 
Bemerkung aus vergangenen Jahren hat er den 
Bundesminister aufgefordert, dem Ausschuß bis 
zur Beratung der Bemerkungen 1992 über seine 
Maßnahmen und die Ergebnisse zu berichten. 
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Zu Prüfbemerkung Nummer 51 

Personalbedarf für die Kraftfahrzeugwerkstätten 

bei der Deutschen Bundespost 

1. Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß die 
Kraftfahrzeugwerkstätten der Deutschen Bundes- 
post für die Instandhaltung der Fahrzeuge im 
Durchschnitt um 7,5 v. H. längere Ausführungszei- 
ten benötigen als gewerbliche Werkstätten. 

2. Bundesminister und Generaldirektion Postdienst 
haben die Feststellungen anerkannt. Sie haben 
erklärt, sie wollten künftig die Arbeits Zeitwerte der 
Fahrzeughersteller als Vorgabezeit bei ihrer Perso- 
nalbemessung zugrunde legen. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 52 

Ermittlung des Vertreterbedarfs durch die Ämter 

des Fernmeldewesens 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß die 
Ämter des Fernmeldewesens ihren Vertreterbedarf 
nicht sachgerecht ermittelt haben, wodurch ein 
nicht berechtigter Mehrbedarf von mindestens 
2 000 Vertreterposten entstanden ist. 

2. Bundesminister und Generaldirektion Telekom 
hatten eingewandt, in der Praxis sei sichergestellt, 
daß auf dauernd unbesetzten Arbeitsposten keine 
Vertreter beschäftigt werden. Außerdem würden 
in Kürze etwa 10 000 Arbeitsplätze eingespart, 
wodurch sich das Problem von selbst erledige. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
gebeten, bei der Telekom auf eine Anpassung des 
Vertreterbedarfs an die tatsächlich anfallenden 
Vertreterleistungen hinzu wirken. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 53 

Baukosten im Hochbau 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß die 
Deutsche Bundespost bei Baumaßnahmen keine 
ausreichenden Vorgaben zur Kostenbegrenzung 
macht und nur ungenügende Kostenkontrollen 
durchführt. In einem Fall seien unnötige Planungs- 
kosten in Millionenhöhe, in einem anderen Fall 
unnötige Ausgaben in Höhe von mindestens 
10 Mio. DM entstanden. 

2. Die Generaldirektion Postdienst hat die Mängel 
anerkannt. Sie hat erklärt, daß Maßnahmen mit 
dem Ziel einer Baukostensenkung eingeleitet wor- 
den seien. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Er hat die Ankündigung der 
Generaldirektion Postdienst begrüßt. 


Zu Prüfbemerkung Nummer 54 


Bemerkungen früherer Haushaltsjahre; 

Erschwerniszuschläge für Arbeiter 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß die 
Deutsche Bundespost ihren Bediensteten Er- 
schwerniszuschläge auch für Zeiträume zahlt, in 
denen Arbeitserschwernisse nicht gegeben sind. Er 
hatte ermittelt, daß die Bundespost doppelt so hohe 
Zuschläge zahlt wie andere Bundesverwaltun- 
gen. 

2. Der Bundesminister hat keine Gründe dafür ange- 
ben können, warum er einen in gleicher Angele- 
genheit gefaßten Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages aus dem Jahre 1988 bisher noch nicht erfüllt 
hat. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
aufgefordert, darauf hinzuwirken, daß die Unter- 
nehmen der Deutschen Bundespost Verhandlun- 
gen mit dem Tarifpartner auf nehmen, um die 
Zahlung von Erschwerniszuschlägen für Arbeiter 
in dem Sinne neu zu regeln, wie dies der Deutsche 
Bundestag mit Beschluß vom 16. Juni 1988 (Plenar- 
protokoll 11/85 i. V. m. Drucksache 11/2443 zu 
Nr. 81) verlangt hatte. 


Bundesunmittelbare juristische Personen 
des öffentlichen Rechts 


Bundesanstalt für Arbeit 


Zu Prüfbemerkung Nummer 55 


Abschöpfung des wirtschaftlichen Vorteils 
bei Verstößen gegen das Arbeitnehmer- 
überlassungsgesetz 

1. Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß 
einige Bearbeitungsstellen der Bundesanstalt für 
Arbeit bei Verstößen gegen das Arbeitnehmer- 
überlassungsgesetz zu geringe Geldbußen verhän- 
gen. Sie schöpfen nicht den gesamten Vorteil ab, so 
daß den illegal Handelnden einen Teil der unrecht- 
mäßig erlangten Vorteile verbleibt. 

2. Bundesminister und Bundesanstalt haben die 
Beanstandungen anerkannt und Maßnahmen zur 
Beseitigung des Mißstandes eingeleitet. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Er hat ausdrücklich festge- 
stellt, daß dem Petitum des Bundesrechnungshofes 
durch die von der Bundesanstalt für Arbeit beab- 
sichtigte Regelung Rechnung getragen wird. 
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Bundesanstalt für Güterfernverkehr 

Zu Prüfbemerkung Nummer 56 

Nutzung der Datenverarbeitung 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß die 
Bundesanstalt für Güterfernverkehr die Möglich- 
keiten der Datenverarbeitung nur unzureichend 
nutzt. Für die Bearbeitung von Massendaten 
betreibt sie nach wie vor eine Reihe manueller 
Verfahren mit hohem Personalaufwand. Die einge- 
setzten DV-Systeme sind teilweise nicht miteinan- 
der kompatibel. 

2. Bundesminister und Bundesanstalt haben einge- 
wandt, die Gründe für die unzureichende Nutzung 
der Datenverarbeitung lägen in Personalengpäs- 
sen. Bisher sei es der Anstalt nicht gelungen, 
geeignetes Personal zu finden. 

3. Der Ausschuß hat kritisiert, daß die für die Einfüh- 
rung der Datenverarbeitung erforderlichen Arbei- 
ten nach wie vor von einer „halben Person" durch- 
geführt werden. 

Generelle Kritik wurde daran geübt, daß vor der 
Einführung der Datenverarbeitung immer auf die 
künftigen Personaleinsparungen hingewiesen 
wird, daß sich nach der Einführung aber fast immer 
herausstelle, daß keine Personaleinsparungen 
möglich waren. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt von der Bemerkung 
zustimmend Kenntnis. 

b) Er fordert die Bundesanstalt auf, die Möglich- 
keiten der Rationalisierung durch den Einsatz 
der Datenverarbeitung zu nutzen und die dar- 
aus folgenden Personaleinsparungen zügig zu 
verwirklichen. 

c) Der Bundesminister wird aufgefordert, über das 
Veranlaßte bis zum 31. Dezember 1992 zu 
berichten. 


Bundespostbetriebskrankenkasse 

Zu Prüfbemerkung Nummer 57 

Gliederung der Bezirksverwaltungen 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß die 
Bundespostbetriebskrankenkasse 15 Jahre nach 
der Neuordnung der Oberpostdirektionen immer 
noch mehr Bezirksverwaltungen unterhält, als 
nach ihrer Satzung zulässig sind. 

2. Bundesminister und Bundespostbetriebskranken- 
kasse haben die Mängel anerkannt, jedoch darauf 
hingewiesen, daß die Sozialeinrichtungen paritä- 
tisch besetzt sind. Die Arbeitgeber könnten des- 
halb keine einseitigen Veränderungen gegen den 
Willen der Arbeitnehmer durchsetzen. 


Zugleich hat die Bundespostbetriebskrankenkasse 
mitgeteüt, das Bundesaufsichtsamt werde darauf 
achten, daß in den überflüssigen Bezirksstellen 
keine Vertreterversammlungen gewählt werden. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Er hat die Bundespostbe- 
triebskrankenkasse aufgefordert, umgehend Maß- 
nahmen einzuleiten, die bis zu den Vertreterver- 
sammlungen zu den Sozialwahlen im Jahre 1993 zu 
einer satzungsgemäßen Gliederung und zu Einspa- 
rungen von Personalkosten führen. 

Der Bundesminister wurde aufgefordert, über das 
Veranlaßte gleich nach den Sozialwahlen zu 
berichten. 


58 

Beratungstätigkeit des Bundesrechnungshofes 

Zu Nummer 58. 1 

Auslandszahlungsverkehr der Bundesbehörden 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte die Auffassung ver- 
treten, daß die Ausgaben des Bundes im Auslands- 
zahlungsverkehr verringert und die Arbeitsabläufe 
zwischen den Bundesdienststellen, der Deutschen 
Bundesbank und der Postbank vereinfacht werden 
können. 

Er hatte darauf hingewiesen, daß nach den gelten- 
den Richtlinien des Bundesministers der Finanzen 
Zahlungen in der Regel über die Postbank abge- 
wickelt werden sollen, obwohl die Bundesbank 
teilweise erheblich billiger ist. Anhand eines Bei- 
spielfalles hat der Rechnungshof aufgezeigt, daß 
der Bund bei einer einzigen Überweisung 
100 000 DM an Kosten gespart hätte, wenn die 
Überweisung über die Bundesbank und nicht über 
die Postbank ausgeführt worden wäre. 

2. Der Bundesminister hat die Feststellungen des 
Bundesrechnungshofes als richtig bezeichnet. Er 
hat angekündigt, er werde seine Richtlinie so 
schnell wie möglich der neuen Situation anpas- 
sen. 

Bundesbank und Postbank haben einige Empfeh- 
lungen des Bundesrechnungshofes bereits umge- 
setzt. 

3. Der Ausschuß hat betont, daß Bundesbank und 
Postbank dem Bund keine Sonderkonditionen 
gewähren sollen. Vor allem hinsichtlich der Post- 
bank wurde festgestellt, daß sie sich künftig im 
Wettbewerb behaupten muß und dem Bund daher 
keine Vergünstigungen einräumen kann. 

Zugleich wurde die Verpflichtung des BMF betont, 
darauf zu achten, daß Überweisungen durch die 
Institution durchgeführt werden, die am kosten- 
günstigsten ist. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

Der Ausschuß nimmt die Bemerkung zustimmend 
zur Kenntnis. Er fordert den Bundesminister der 
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Finanzen auf, dem Ausschuß bis zum 3 1 , März 1 993 
über die von ihm getroffenen Maßnahmen zu 
berichten. 


Zu Nummer 58.2 

Mindestanforderungen der Rechnungshöfe 
des Bundes und der Länder zum Einsatz 
der Informationstechnik 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte unter seiner Feder- 
führung zusammen mit den Rechnungshöfen der 
Länder die Mindestanforderungen zum Einsatz der 
Informationstechnik aus dem Jahre 1976 über- 
arbeitet. 

2. Der Rechnungshof hat die Erwartung ausgespro- 
chen, daß die neuen Mindestanforderungen zu 
einer weiteren Verbesserung des Einsatzes der 
Informationstechnik in der Verwaltung beitragen 
werden. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Er hat die Bundesregierung 
gebeten, die IT-Mindestanf orderungen zu beach- 
ten. 


Zu Nummer 58.3 

Simulatoren in der Bundeswehr 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte die Kriterien für die 
Auswahl und die Nutzung von Simulatoren in der 
Bundeswehr untersucht und vielfältige Schwach- 
stellen festgestellt. 

2. Der Bundesminister hat die Richtigkeit der Fest- 
stellung nicht bezweifelt. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


59 

Beratungstätigkeit des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragter 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 

Zu Nummer 59. 1 

Organisation und Personalbedarf 
im Vollzugsbereich des Chemikaliengesetzes 

1 . Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung hatte im Vollzugsbereich des Chemi- 
kaliengesetzes bei den beteiligten Behörden 
unwirtschaftliche Verwaltungsabläufe, vermeid- 
bare Doppelarbeit und eine zu geringe Arbeitsaus- 
lastung festgestellt. Er war zu dem Ergebnis 
gekommen, daß an den Entscheidungen zu viele 
Behörden beteiligt sind. Er hatte deshalb den 
Vorschlag gemacht, wesentliche Teile der Prü- 
fungsaufgaben sollten bei der Anmeldestelle kon- 


zentriert und diese solle beim Bundesumweltamt in 
Berlin angesiedelt werden. 

Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit hatte 
zudem die Auffassung vertreten, das Institut für 
Chemikaüenprüfung könne aufgelöst werden. 

2. Der Bundesminister hat eingewandt, eine Auflö- 
sung des genannten Instituts sei nicht möglich. Den 
weitergehenden Vorschlägen hat er zugestimmt. 

3. Der Ausschuß hat nur die Sachaussagen des Bun- 
desbeauftragten für richtig gehalten. Eine Verle- 
gung der Annahmestelle nach Berlin hat er zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt abgelehnt. 

Hinsichtlich des Instituts für Chemikalienprüfung 
wurde noch keine Entscheidung getroffen. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt; 

a) Der Ausschuß nimmt den Vorschlag des Bun- 
desbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung zur Zusammenlegung der beteilig- 
ten Behörden in Berlin zur Kenntnis. 

b) Die anderen Feststellungen des Bundesbeauf- 
tragten nimmt er zustimmend zur Kenntnis. 

c) Der Ausschuß bittet die Bundesregierung zu 
prüfen, ob das Institut für Chemikalienprüfung 
aufgelöst werden kann. 


Zu Nummer 59.2 


Wiederkehrende Mängel 

bei der Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit 
der Datenverarbeitung 

1 . Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung hatte wiederkehrende Mängel bei der 
Ordnungsmäßigkeit der Datenverarbeitung auf ge- 
zeigt. 

2. Der federführende Bundesminister des Innern hat 
das Gutachten begrüßt. Er hat dargelegt, daß die 
Vorgefundenen Mängel nicht für alle Verwaltun- 
gen zutreffen. 

3. Auch der Ausschuß hat das Gutachten begrüßt. Er 
hat sich besonders ausführlich mit der Nutzung 
privater Arbeitsplatzcomputer in der Bundesver- 
waltung befaßt. 

Folgender Beschluß wurde gefaßt: 

a) Der Ausschuß nimmt die Bemerkung zustim- 
mend zur Kenntnis. 

b) Er bittet die Bundesregierung, die Bemerkung 
des Bundesbeauftragten zu beachten. 

c) Er bittet den Bundesrechnungshof, über die 
Nutzung privater Arbeitsplatzcomputer zu be- 
richten. 
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60 

Bedeutsame Fälle, in denen die Verwaltung 
Empfehlungen des Bundesrechnungshofes 
gefolgt ist 

Zu Nummer 60. 1 

Projektförderung des Vereins Inter Nationes und 

des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels 

1 . Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß der 
Bundesminister des Auswärtigen es unterlassen 
hatte, längerfristige Zielvorgaben für die Arbeit 
des Vereins schriftlich zu formulieren. Planung, 
Durchführung und Erfolgskontrolle waren fehler- 
haft. 

Vergleichbare Mängel hatten nach Feststellung 
des Bundesrechnungshofes beim Börsenverein des 
Deutschen Buchhandels bestanden. 

2. Die zuständigen Bundesminister haben die Mängel 
anerkannt und die Anregungen des Bundesrech- 
nungshofes umgesetzt. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Nummer 60.2 

Kürzung des Erholungsurlaubs bei Ausscheiden 
aus dem Beamtenverhältnis 

1. Der Bundesrechnungshof hatte kritisiert, daß 
Beamte, die in den Ruhestand treten, auch dann 
ihren vollen Jahresurlaub erhalten, wenn sie zu 
Beginn des Jahres ausscheiden. Der Bundesrech- 
nungshof hatte, ebenso wie bei den Angestellten, 
eine prozentuale Bewilligung des Jahresurlaubs 
vorgeschlagen. 

2. Der Bundesminister hat das Vorhandensein des 
Mangels eingeräumt. Er hat erklärt, er habe eine 
Verordnung zur Beseitigung des Mißstandes ein- 
gebracht. Die Spitzenorganisationen der Berufs- 
vertretung der Beamten habe gegen die Neufas- 
sung Bedenken. Der BMI müsse noch die Stellung- 
nahme der Gewerkschaften abwarten und an- 
schließend den Bundespersonalausschuß beteili- 
gen. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister 
des Innern verpflichtet, dem Ausschuß erneut zu 
berichten, wenn die Änderung der Urlaubsverord- 
nung nicht bis zum 1. Januar 1993 in Kraft treten 
kann. 


Zu Nummer 60.3 

Beschaffung bundeseigener Ausstattung für die 
Bereitschaftspolizeien der Länder 

1. Der Bund übernimmt die Kosten für die Ausstat- 
tung der Bereitschaftspolizei der Länder. Der Bun- 
desrechnungshof hatte kritisiert, daß die Material- 


ausstattungshilfe des Bundes nicht verringert 
wurde, obwohl die Anzahl der Planstellen bei der 
Bereitschaftspolizei der Länder seit 1980 ständig 
sinkt. 

2. Der Bundesminister hat die Mängel eingeräumt. Er 
hat erklärt, er werde die Ausstattungshilfe für die 
Bereitschaftspolizei der alten Länder einschrän- 
ken. Die auf diese Weise eingesparten Mittel wür- 
den überwiegend zum Aufbau der Bereitschafts- 
polizei in den neuen Bundesländern verwendet. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Nummer 60.4 

Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit des 

Weiterbetriebs der geschützten Sonderwagen SW 2 

des Bundesgrenzschutzes 

1. Der Bundesrechnungshof hatte verlangt, der Bun- 
desgrenzschutz solle die alten Sonderwagen SW 1 
und SW 2 aussondem, 

2. Der Bundesminister des Innern hatte das Grenz- 
schutzkommando angewiesen, die Aussonderung 
und Verwertung vorzunehmen. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung des Bundesrech- 
nungshofes und die ergänzende Mitteilung des 
Bundesministers, daß die Prüfung abgeschlossen 
ist, zustimmend zur Kenntnis genommen. 


Zu Nummer 60.5 

Beratung durch den Bundesverband für den 

Selbstschutz 

1. Der Bundesverband für den Selbstschutz hatte 
ehrenamtliche Schutzraumberater eingesetzt. Der 
Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß der 
aufwendigen Tätigkeit des Bundesverbandes nur 
eine relativ geringe Anzahl von errichteten Schutz- 
bauten gegenübersteht. 

Außerdem war er der Auffassung, der Verband 
solle vorwiegend Personen aus dem öffentlichen 
Dienst, insbesondere aus den Bauverwaltungen, 
als Berater einsetzen. 

2. Der Bundesminister des Innern hatte die Forderun- 
gen des Bundesrechnungshofes für berechtigt 
gesehen. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zwar zustim- 
mend zur Kenntnis genommen, die Vorstellungen 
des Bundesrechnungshofes und die Zugeständ- 
nisse des Bundesministers jedoch nicht in vollem 
Umfange geteilt. Den Vorschlag, nur noch öffentli- 
che Bedienstete als Berater einzusetzten, hielt der 
Ausschuß für nicht sachgerecht. Begründet wurde 
dies damit, daß freiberuflich tätige Architekten oft 
engagierter sind als die ohnehin überlasteten Mit- 
arbeiter öffentlicher Bauverwaltungen. 
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Zu Nummer 60.6 

Personalbemessung für die Vollstreckung in der 
Zollverwaltung 

1. Der Bundesminister der Finanzen hatte für die 
Ermittlung seines Personalbedarfs eine durch- 
schnittliche Erledigungsquote von 700 Vollstrek- 
kungsfällen pro Jahr (bzw. 800 Vollstreckungsfälle 
mit DV-Unterstützung) zugrunde gelegt. Der Bun- 
desrechnungshof hatte festgestellt, daß das Bemes- 
sungsverfahren Mängel aufweist und den Perso- 
nalbedarf nicht hinreichend genau feststellen 
kann. 

2. Der Bundesminister hat die Feststellung grundsätz- 
lich anerkannt und die Erarbeitung eines neuen 
Bemessungsverfahrens zugesagt. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Nummer 60. 7 

Wirtschaftlichkeit und Ordnungsmäßigkeit 
eines Datenverarbeitungsverfahrens 
bei den Zollzahlstellen 

1. Der Bundesminister der Finanzen hatte ein neues 
DV-Verfahren eingeführt. Der Bundesrechnungs- 
hof hatte festgestellt, daß das neue System unwirt- 
schaftlich ist. Er hatte insbesondere beanstandet, 
daß das System den beleglosen Datenträgeraus- 
tausch und den automatischen Datenaustausch mit 
anderen Dienststellen nur unzureichend ermög- 
licht. 

2. Der Bundesminister hat die Hinweise des Bundes- 
rechnungshofes aufgenommen. Er will bei einer 
Neuentwicklung dem beleglosen Datenaustausch 
mit anderen DV-Verfahren besondere Beachtung 
schenken. Das neue Verfahren soll im Jahre 1993 
eingeführt werden. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Nummer 60.8 

Veräußerung einer Bundesbeteiligung 

1. Der Bund als alleiniger Aktionär eines auf dem 
Ölmarkt tätigen Unternehmens hatte existenzbe- 
drohende Verluste des Unternehmens zunächst 
durch Kapitalzuführungen ausgegüchen. 

Der Bundesrechnungshof hatte nachgewiesen, daß 
das Unternehmen in den Folgejahren selbst bei 
höheren Bundeszuschüssen nicht mehr saniert 
werden kann. 

2. Der Bund hat daraufhin alle seine Anteile an dem 
Unternehmen verkauft. Kapitalzuführungen des 
Bundes wurden dadurch entbehrlich. 


3 . Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Nummer 60.9 


Gleitende Arbeitszeit beim Heeresamt 

1. Der Bundesrechnungshof hatte im Rahmen einer 
Querschnittsprüfung über die gleitende Arbeitszeit 
vor allem beanstandet, daß beim Heeresamt die 
Anwesenheitszeit der Bediensteten nicht erfaßt 
und die vorgeschriebene Regelarbeitszeit nicht 
kontrolliert wird. 

2. Das Heeresamt hat zugesagt, die Mängel abzustel- 
len. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Nummer 60.10 


Einsatz von Arbeitsplatzcomputern 

1. Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß im 
Bereich des Bundesministeriums der Verteidigung 
Arbeitsplatzcomputer nicht bedarfsgerecht einge- 
setzt werden. 

2. Der Bundesminister hat die Beanstandung als 
berechtigt anerkannt. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Nummer 60. 1 1 


Neubau eines Bundeswehrbehördenzentrums 

in Kiel-Wik 

1. Der Bundesminister der Verteidigung hatte ein 
neues Behördenzentrum errichten wollen. 

Der Bundesrechnungshof war zu der Auffassung 
gelangt, daß das Zentrum wegen der Reduzierung 
der Personalstärke der Bundeswehr aller Wahr- 
scheinlichkeit nach nicht notwendig sein wird. 

2. Der Bundesminister hat sich der Auffassung des 
Bundesrechnungshofes angeschlossen, den Bau- 
beginn zurückgestellt und seine Neubauplanung 
der geänderten Situation angepaßt. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 
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Zu Nummer 60. 12 


Verdienstausfallentschädigung nach dem 

Unterhaltssicherungsgesetz 

1. Der Bundesrechnungshof hatte festgestellt, daß ein 
von der Bundeswehr verwandtes Formblatt dazu 
führt, daß einige Wehrpflichtige eine zu hohe 
Lohnfortzahlung bei Wehrübungen erhalten. 

2. Der Bundesminister hat sich der Auffassung des 
Bundesrechnungshofes angeschlossen. Er wird das 
Formblatt ändern. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Nummer 60. 13 


Einkommensabhängige Zahlung von Kindergeld 

und Erziehungsgeld 

1. Der Bundesrechnungshof hatte beanstandet, daß 
die Höhe des Erziehungsgeldes und die Höhe des 
Kindergeldes ab dem zweiten Kind bisher aus- 
schließlich von der Höhe der Einkünfte abhing, die 
im Inland der Besteuerung zugrunde gelegt wur- 
den. Wer hohe Einkünfte erzielte, diese im Inland 
aber nicht versteuerte, der hatte in der Vergangen- 
heit das volle Kindergeld und das volle Erziehungs- 
geld erhalten. 

2. Der Bundesminister hat die Beanstandung aner- 
kannt und nach nochmaliger Aufforderung des 
Bundesrechnungshofes die erforderlichen Geset- 
zesänderungen durchgeführt. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Der Bundesminister wurde 
aufgefordert, erforderliche Gesetzesänderungen 
künftig zeitnah umzusetzen. 


Zu Nummer 60. 14 


Umsatzbesteuerung des Luftverkehrs zwischen 

Berlin (West) und dem Gebiet der Bundesrepublik 

Deutschland 

1. Der Bundesrechnungshof hatte den Bundesmini- 
ster der Finanzen darauf hingewiesen, daß nach 
Aufhebung des Sonderstatus von Berlin kein 
Grund mehr besteht, im Bereich des Luftverkehrs 
auf die Umsatzsteuer zu verzichten. 

2. Der Bundesminister hat daraufhin angeordnet, daß 
der bisherige Steuererlaß nicht mehr zu gewähren 
ist. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Nummer 60. 15 

Gemeinsamer Fonds zur Finanzierung von 

Reisezahlungsmitteln 

1. Ab 1. Januar 1990 hatte die Bundesrepublik 
Deutschland zusammen mit der DDR einen 
gemeinsamen Fonds eingerichtet, aus dem Bürger 
der DDR bei Reisen in die Bundesrepublik 
Deutschland eine bestimmte Menge Ostgeld in 
Westgeld Umtauschen konnten. 

Angesichts vorhandener Unregelmäßigkeiten 
hatte der Bundesrechnungshof der Deutschen Bun- 
desbank empfohlen, eine Erstattung gegenüber 
den Geldinstituten bei fehlerhaften Umtauschbele- 
gen abzulehnen. 

2. Die Deutsche Bundesbank hat den Vorschlag des 
Bundesrechnungshofes befolgt. Sie hat bei fehler- 
haften Umtauschbelegen eine Erstattung abge- 
lehnt. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Nummer 60. 16 

Einsatz von Oberbaumaschinen 

zu Selbstkostenfestpreisen 

1. Die Bundesbahn hatte Maschinen auf Selbstko- 
stenbasis bezogen, die überwiegend nur von einem 
Unternehmen angeboten wurden. Der Bundes- 
rechnungshof hatte festgestellt, daß der Ermittlung 
der Selbstkostenpreise erhebliche Mängel zu- 
grunde lagen. Dadurch war ein Schaden in Mülio- 
nenhöhe entstanden. 

2. Die Bundesbahn hat die Beanstandungen aner- 
kannt und die Berichtigung der Preise verlangt. Sie 
wül versuchen, das Unternehmen bei künftigen 
Preisverhandlungen zu Zugeständnissen zu bewe- 
gen. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. Der Vorstand der Bundes- 
bahn wurde aufgefordert, über das Veranlaßte bis 
zum 31. Dezember 1992 zu berichten. 


Zu Nummer 60. 1 7 

Unterbringung einer Fernsprechvermittlungsanlage 

1. Die Bundesbahn hatte für den Bau einer digitalen 
Fernsprechvermittlungsanlage einen etwa 4 Mio. 
DM teuren Anbau geplant. Der Bundesrechnungs- 
hof hatte dies beanstandet. 

2. Die Bundesbahn hat auf den Bau des Gebäudes 
verzichtet und die neue Fernsprechvermittlungs- 
anlage in den vorhandenen Räumen unterge- 
bracht. 
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3. Der Ausschuß hat die Bemerkung zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 


Zu Nummer 60. 18 

Datenverarbeitung bei der Deutschen Bundesbank 

1. Die Deutsche Bundesbank betreibt bisher eine 
Großrechenanlage in Form von zwei getrennten 
Teilanlagen, obwohl eine Teilanlage allein von 
ihrem Leistungsumfang bereits ausreichend 
wäre. 


Der Bundesrechnungshof hatte empfohlen, den 
bisher getrennten Rechnerbetrieb zusammenzu- 
fassen und eine kleinere Anlage einzusetzen. 

2. Die Deutsche Bundesbank hat mitgeteilt, sie werde 
die Anregungen des Bundesrechnungshofes über- 
nehmen. Bei der Anschaffung einer neuen Anlage 
wird die Bundesbank dadurch etwa 5 Mio. DM 
einsparen. 

3. Der Ausschuß hat die Bemerkung des Bundesrech- 
nungshofes zustimmend zur Kenntnis genom- 
men. 
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